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Vorbemerkung 

Die Bundesregierung ist gemäß der Beschlussempfehlung 
des Deutschen Bundestages vom 23. Mai 2007 (Bundes- 
tagsdrucksache 16/5437) zum Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD „Maritime Wirtschaft in Deutsch- 
land stärken,, vom 28. Februar 2007 (Bundestagsdruck- 
sache 16/4423) aufgefordert, zwei Monate vor einer Na- 
tionalen Maritimen Konferenz dem Deutschen Bundestag 
über die Entwicklung und Zukunftsperspektiven der ma- 
ritimen Wirtschaft in Deutschland zu berichten. 

Die Bundeskanzlerin der Bundesrepublik Deutschland, 
Frau Dr. Angela Merkel, hat die Sechste Nationale Mari- 
time Konferenz für den 29. und 30. März 2009 nach 
Rostock (Mecklenburg- Vorpommern) einberufen. Gemäß 
der Beschlussempfehlung wird dem Deutschen Bundes- 
tag hiermit der Bericht zur deutschen maritimen Wirt- 
schaft vorgelegt. 

I. Deutsche maritime Wirtschaft 

Die maritime Wirtschaft ist eine innovative Zukunfts- 
branche für Deutschland von erheblicher gesamtwirt- 
schaftlicher Bedeutung mit großem Potenzial und - trotz 
der aktuellen weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise - 
langfristig guten Wachstums- und Beschäftigungschan- 
cen. 

Im Zuge des lang anhaltenden Aufschwungs in der Welt- 
wirtschaft, der kräftigen Zunahme des Weltseehandels 
und des internationalen Nachfragebooms nach Schiffs- 
raum entwickelte sich die maritime Wirtschaft in den 
letzten Jahren zu einem dynamisch wachsenden Wirt- 
schaftszweig. 

Die Branche wird geprägt durch eine moderne, vielfach 
auf Hightech-Produkte spezialisierte Schiffbau- und 
Schiffbauzulieferindustrie mit überwiegend starken Posi- 
tionen im weltweiten Wettbewerb, international führende 
Schifffahrtsuntemehmen, insbesondere im Bereich der 
Containerschifffahrt, eine leistungsfähige Hafenwirt- 
schaft und Logistik sowie eine innovative meerestechni- 
sche Industrie und renommierte maritime wissenschaftli- 
che Forschungs- und Ausbildungseinrichtungen. 

Nachdem Weltwirtschaft und Welthandel zuletzt durch- 
schnittlich um 5 Prozent respektive sogar 9 Prozent jähr- 
lich gewachsen sind, wurden im Laufe des Jahres 2008 
zunehmend konjunkturelle Abschwächungstendenzen sicht- 
bar, die sich zur Jahreswende 2008/2009 deutlich ver- 
stärkten. 

Die Auswirkungen der insgesamt eingetretenen Verlang- 
samung des Wirtschafts- und Exportwachstums auf den 
internationalen Märkten, die durch die aktuelle Finanz- 
marktkrise noch verschärft werden, bremsen gegenwärtig 
auch das Wachstumstempo in der maritimen Wirtschaft. 

Die globale konjunkturelle Abkühlung lässt für 2009 in 
allen Bereichen der deuf sehen marifimen Wirtschaft tem- 
porär ein geringeres Wachstum, aber keinen generellen, 
langfristigen Abwärtstrend in der Branche erwarten. 


Trotz einer zyklischen Wachstumsdelle befindet sich die 
maritime Wirtschaft nicht in einer umfassenden struk- 
turellen Krise. Das Wachstumstempo wird auch 2009 
voraussichtlich über dem in vergleichbaren Industrien lie- 
gen. 

Wachstumsimpulse gehen für die Seeschifffahrt und die 
Hafenwirtschaft auch künftig vor allem vom weiter zu- 
nehmenden Containerverkehr im Zuge der fortschreiten- 
den Globalisierung aus. Nach Expertenschätzungen sind 
im Jahr 2009 zwar deutlich verringerte Wachstumsraten, 
aber dennoch insgesamt eine Zunahme der Container- 
transporte über See um 6 bis 7 Prozent zu erwarten. Die 
Containerverkehre werden auch künftig stärker als der 
Welthandel expandieren. 

Auf kürzere Sicht zeichnen sich in der Seeschifffahrt auf- 
grund der konjunkturell bedingten stark rückläufigen 
Nachfrage nach Schiffsraum und mit Blick auf die anste- 
henden Ablieferungen an Neubautonnage sowie das hohe 
Ordervolumen allerdings Tonnageüberkapazitäten ab. Al- 
lein bei Containerschiffen und Massengutfrachtem ist bei 
Ablieferung der gegenwärtig kontrahierten 

Neubaubestellungen bis 2011 von einem Flottenwachs- 
tum um 50 bzw. 60 Prozent auszugehen. Durch angebots- 
reduzierende Maßnahmen wie das zeitliche Verschieben 
von Ablieferungsterminen, die Umwandlung oder auch 
Stornierung von Aufträgen sowie durch verstärktes Ab- 
wracken älterer Schiffstonnage versuchen die Reeder ge- 
genwärtig die Tonnageüberkapazitäten zu verringern und 
die Frachtraten zu stabilisieren. 

Die Fracht- und Charterraten bleiben voraussichtlich in 
den ersten Monaten des Jahres 2009 aber unter Druck, ln 
Erwartung eines verbesserten makroökonomischen Um- 
felds ist voraussichtlich Ende 2009 wieder mit einem An- 
ziehen der Nachfrage nach Tonnage zu rechnen, die sich 
2010 beschleunigt fortsetzen dürfte. Schiffswerte und 
Charterraten könnten dann wieder deutlich steigen. 

Längerfristig betrachtet, dürfte das reale Kapazitäts- 
wachstum nicht wesentlich über der auch künftig ver- 
gleichsweise hohen Nachfrage liegen. Engpässe in der In- 
frastruktur der Häfen und damit verbundene geringere 
Umschlaggeschwindigkeiten sowie eine am Ladungs- 
volumen und veränderten Ladungsströmen ausgerichtete 
flexible Routen- und Kapazitätsplanung der Reedereien 
binden den verfügbaren Schiffsraum und lassen eine wie- 
der relativ ausgeglichene Angebot-Nachfrage-Relation 
auf dem Schiffsmarkt erwarten. 

Die Lage im Schiffbau und bei den Zulieferern wird ge- 
genwärtig noch durch den Auftragsboom der letzten Jahre 
geprägt. 

Allerdings haben fallende Fracht- und Charterraten sowie 
hohe Bunkerkosten die Renditeaussichten in der Handels- 
schifffahrt im Laufe des Jahres 2008 deutlich verschlech- 
tert. ln der Folge hat - auch aufgrund des starken Zulaufs 
an Neubautonnage durch den Auftragsboom in den ver- 
gangenen Jahren - die Investitionsbereitschaft der Reede- 
reien spürbar abgenommen. Die Auftragseingänge sind 
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deutlich rückläufig und lagen 2008 unter der laufenden 
Produktion, ln den ersten 9 Monaten des Jahres wurden 
42 Schiffe auf deutschen Werften neu bestellt. Im Boom- 
jahr 2005 waren es im gleichen Zeitraum 157 Schiffe, ln 
den Orderbüchem standen Ende Oktober 2008 noch 
192 Schiffe (2007: 239 Schiffe). Die deutschen Werften 
haben damit noch einen Auftragsbestand, der teilweise 
bis in das Jahr 2012 hinein reicht, ln den nächsten Mona- 
ten dürften Neubauaufträge angesichts der derzeitigen 
Konjunkturaussichten allerdings kaum und wenn allen- 
falls in ausgewählten Marktsegmenten zu erwarten sein. 

Seit Mitte 2008 kommt hinzu, dass sich auch die Finan- 
zierungsbedingungen für Schiffsneubauten zunehmend 
schwieriger gestalten. Probleme bei der Schiffsfinanzie- 
rung in Auswirkung der Finanzmarktkrise haben zu Stor- 
nierungen oder zeitlicher Verschiebung von Aufträgen 
geführt. Von Januar bis Ende November 2008 wurden 
25 Aufträge im Wert von ca. 600 Mio. Euro annulliert, 
davon 24 Schiffe allein im dritten Quartal des Jahres. Mit 
weiteren Annullierungen muss gerechnet werden. 

Die durch die Finanzmarktkrise ausgelöste restriktivere 
Kreditpolitik der schiffsfinanzierenden Banken hat nicht 
nur zu einer Verteuerung, sondern auch zu einer Verknap- 
pung der vom Schiffbau benötigten Kredit- und Siche- 
rungsinstrumente geführt. Aufgrund der hohen Investi- 
tionsvolumina für Schiffsneubauten hat die Branche 
einen erheblichen Fremdfinanzierungsbedarf Auch an- 
sonsten betriebswirtschaftlich gesunden und international 
gut aufgestellten Werften drohen aufgrund fehlender 
Schiffsfinanzierungen kurzfristig erhebliche Liquiditäts- 
engpässe. 

Derzeit befinden sich 55 zum Teil schon angearbeitete 
Schiffe - überwiegend Containerschiffe - im Wert von 
ca. 1,9 Mrd. Euro in den Auftragsbüchern deutscher 
Werften, für die noch keine Endfinanzierung der Reeder 
besteht bzw. bei denen sie zumindest weitgehend unsi- 
cher ist. 

Die Bundesregierung hat auf die Herausforderungen der 
Finanzmarktkrise und ihre Auswirkungen auf die Güter- 
märkte schnell und entschlossen reagiert. Mit dem Son- 
derfonds Finanzmarktstabilisierung wurde die Grundlage 
zur Stabilisierung des Bankensektors und zur Kreditver- 
sorgung der Wirtschaft geschaffen. Durch neue Maßnah- 
men und eine Erweiterung des Instrumentariums, z. B. 
durch die Programme der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW), wird der eingeschlagene Weg fortgesetzt, damit 
die notwendige Finanzierung der Unternehmen sicherge- 
stellt werden kann. 

Das bereits laufende KfW- Sonderprogramm 2009 
(15 Mrd. Euro) verstärkt das Kreditangebot der Banken, 
um insbesondere die Kreditversorgung der mittelständi- 
schen Wirtschaft zu gewährleisten. Mit dem jetzt im Rah- 
men des zweiten Konjunkturpaketes der Bundesregierung 
vorgesehenen Kredit- und Bürgschaftsprogramm (Bürg- 
schaftsvolumen 100 Mrd. Euro) soll vor allem auch grö- 
ßeren Unternehmen geholfen werden, die derzeit ohne 


zusätzliche Sicherheiten keine Kredite mehr von den 
Banken erhalten. 

Das KfW- Sonderprogramm 2009 steht für Bauzeitfinan- 
zierungen im zivilen Schiffbau zur Verfügung. Das schließf 
auch die Weiterfinanzierung bereits anfinanzierter 
Schiffsneubauten sowie die Ablösung bestehender Bau- 
zeitfinanzierungen mit einer bis zu 90-prozentigen Haf- 
tungsfreistellung ein. Die Mittel des Programms können 
auch für den Erwerb ziviler Schiffe deutscher Werften ge- 
nutzt werden. 

Das KfW- Sonderprogramm 2009 wird flexibel ange- 
wandt, und es ist darauf ausgelegt schnell zu wirken. 
Durch dieses Finanzierungsinstrument in Verbindung mit 
den Gewährleistungen des Bundes für die Refinanzierung 
von CIRR-Festzinskrediten und den Landesbürgschaften 
der Küstenländer sowie bei Exporten ggf Hermesbürg- 
schaften wird die Schiffsfinanzierung rasch und wirksam 
gestützt und dem drohenden Verlust von Arbeitsplätze auf 
Werften und in der Schiffbauzulieferindustrie entgegen- 
gewirkt. 

Aufträge im Wert von rund 15 Mrd. Euro schaffen den 
meisten Werften bei der Lösung der aktuellen Probleme 
im Bereich der Schiffsfinanzierung und der Vermeidung 
von Kreditklemmen ein ausreichendes Polster für die 
nächsfen Jahre. Mif Blick darauf, dass die deufschen 
Werften sich nicht auf das Massengeschäft, sondern auf 
die Entwicklung und den Bau hochkomplexer Schiffe 
konzentrieren, hat die Branche weiterhin gute Zukunfts- 
aussichten. 

Das gilt gleichermaßen auch für die deufsche Schiffbau- 
und Offshore -Zulieferindustrie, ln Deutschland gibt es 
etwa 400 Betriebe an der Küste und im Hinterland. Im 
Jahr 2007 wuchs die deutsche Schiffbau- und Offshore- 
Zulieferindustrie mit ihren rund 76 000 Mitarbeitern um 
fast 14 Prozent und erzielte einen Umsatz von etwa 
12 Mrd. Euro. Dass es der Branche, deren Exportquote 
bei 73 Prozent liegt, so gut geht, verdankt sie maßgeblich 
ihren Vorsprüngen im Know-how. 

Das Wachstum der Welthandelsfiotte um jährlich ca. 
7 Prozent hat sich auch 2008 noch fortgesetzt. Der Be- 
stellbestand an Schiffsneubauten wuchs um 30 Prozent. 
Die Auftragseingänge waren - gemessen an der Tonnage - 
fast doppelt so hoch wie die Neubauablieferungen. Seit 
Mitte 2008 hat die Bestelltätigkeit aufgrund des weltwei- 
ten Konjunkturabschwungs aber rapide abgenommen. 

Die Flotte der deutschen Reeder hat sich in den letzten 
fünf Jahren mehr als verdoppelf und isf heufe die dritt- 
größte weltweit. Im Bereich Containerschifffahrt ist 
Deutschland führend. 

429 deufsche Schifffahrtsgesellschaften befreiben gegen- 
wärfig mehr als 3 300 Handelsschiffe mif über 95 Mio. 
Tonnen Tragfähigkeit (tdw). Die deutsche Handelsflotte 
ist 2008 mit rund 6 Prozent innerhalb eines Jahres sogar 
überdurchschnittlich gewachsen. Ihr Anteil an der Welt- 
handelsfiotte beträgt nach der Tonnage 9 Prozent, ln der 
Containerschifffahrt halten deutsche Reedereien mit gro- 



Drucksache 16/11835 


-4- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


ßem Vorsprung international die Spitzenposition. Mit ei- 
ner Stellplatzkapazität von 4 Millionen Standardeontai- 
nem (TEU) verfugt die deutsehe Handelsflotte über 
35 Prozent der weltweiten Containersehifffahrtskapazitä- 
ten. 

Der Sehifffahrtsstandort Deutsehland hat sieh nieht zu- 
letzt dank einer entspreehenden Gestaltung wirtsehaft- 
lieher Rahmenbedingungen, die für die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit aussehlaggebend sind, dynami- 
seher entwiekelt als andere Sehifffahrtsstandorte. Damit 
verbunden sind aueh die Rüekflaggung von mehr als 
100 Sehiffen unter die deutsehe Flagge seit der Fünften 
Nationalen Maritimen Konferenz, mehr seemännisehe 
Ausbildungsangebote und eine Erhöhung der Zahl der 
Arbeitsplätze für Seeleufe und Landbesehäftigte der Ree- 
dereien. Die Handelsflotte unter deutseher Flagge um- 
fasst derzeit über 500 im internationalen Verkehr einge- 
setzte Sehiffe. Die Aussiehten, dass dieser Erfolgskurs 
beibehalten und die temporäre Marktsehwäehe kompen- 
siert werden kann, sind gut. Mittel- und langfristig dürf- 
ten der Welthandel und damit aueh der Seetransport wei- 
ter waehsen. 

Aueh die Seehäfen befinden sieh trotz der internationalen 
Wirtsehaft- und Finanzkrise weiterhin im Waehstum. 
2007 ist der Seegüterumsehlag um 4 Prozent auf das Re- 
kordumsehlagsergebnis von etwa 315 Millionen Tonnen 
gewaehsen. Für das Jahr 2008 reehnet das Statistisehe 
Bundesamt mit einem Gesamtumsehlag in den deutsehen 
Seehäfen von 319 Millionen Tonnen Gütern. Das sind 
2,6 Prozent mehr als 2007. Waehstumsträger ist und 
bleibt vor allem der Containerverkehr. Selbst vor dem 
Hintergrund der gegenwärtig leieht gebremsten Zunahme 
des Containerverkehrs wird international bis zum Jahr 
2020 mit einem durehsehnittliehen j ährliehen Waehstum 
von 7 Prozent beim Containertransport gereehnet. 

Prognosen gehen davon aus, dass das Güterverkehrsauf- 
kommen in den deutsehen Seehäfen bis 2025 auf das 
Zweieinhalbfaehe der gegenwärtigen Umsehlagsmenge 
steigen wird. Das dadureh zu erwartende dynamisehe 
Waehstum der Seehafenhinterlandverkehre erfordert vor 
allem den zügigen Ausbau einer leistungsfähigen, be- 
darfsgereehfen Verkehrsinfrastrukfur. Das von der Bun- 
desregierung auf den Weg gebraehte Nationale Hafen- 
konzept für die See- und Binnenhäfen wird maßgeblieh 
dazu beifragen, dass der Ausbau der seewärtigen Zufahr- 
ten und Hinterlandanbindungen der Häfen zügig realisiert 
wird. 

Ein Bereieh, dem in Zukunft steigende Bedeutung zu- 
kommen wird, ist die meeresteehnisehe Industrie. Die 
deutsehe meeresteehnisehe Industrie verfügt über einen 
Weltmarktanteil von 3 Prozent. Der ist - gemessen am 
vorhandenen Potenzial - deutlieh ausbaufähig, und zwar 
dureh ein verstärkfes Angebot von Systemlösungen und 
eine intensivere Zusammenarbeit zwisehen Wirtsehaft 
und Wissensehaft. Zukunftsfelder sind vor allem die ma- 
ritime Umweltteehnik, die Polarteehnik, die Offshore- 
Teehnik für die Öl- und Gasgewinnung und die Gewin- 


nung von mineralisehen Rohsfoffen am Meeresboden, 
aber aueh der Windenergiebereieh sowie die Energiege- 
winnung auf See. 

Das Thema Klima- und Umwelfsehufz rüekf aueh in der 
Seesehifffahrt immer sfärker in den Mittelpunkt. Dureh 
die Verwendung sehwefelarmen Treibstoffes kann die 
Sehifffahrt aueh bei weiterem Waehstum ihren Ruf als 
umweltfreundlieher Verkehrsträger stärken. Gleiehzeitig 
eröffnen sieh der deutsehen Sehiffbau- und -Zuliefer- 
industrie und dabei insbesondere den Motorenherstellem 
große Mögliehkeiten, innovative Teehniken für mehr 
Klima- und Umweltsehutz voranzutreiben und Marktvor- 
teile zu erringen. Das Spektrum umweltorientierter Inno- 
vationen reieht von Lösungen für die Ballastwasserreini- 
gung, über ein opfimierfes Design des Sehiffsrumpfs, 
effiziente Antriebssysteme, neuartige Besehiehtungen des 
Unterwassersehiffes bis hin zu Lösungen für ein verbes- 
sertes Energiemanagement. 

Die Naehfrage naeh energiesparenden und umweltfreund- 
liehen Teehniken wird weiter zunehmen. Energieeffizienz 
bleibt ein zentrales Entwieklungsfeld. 

Wer frühzeitig in der Lage ist, hohe internationale Stan- 
dards zu erfüllen und zur Weiterenfwieklung von Klima- 
und Umweltsfandards beizufragen, hat die besten Wettbe- 
werbsehaneen. Die deutsehe maritime Wirtsehaft hat gute 
Voraussetzungen für das Besfehen im internationalen 
Wettbewerb. Die hohe Wettbewerbsfähigkeit kann aber 
nur dann gesiehert werden, wenn die Unternehmen bei 
teehnologisehen Entwieklungen und innovativen Neue- 
rungen weiterhin ganz vorne sind. 

Forsehung, Entwieklung und Innovation, Ausbildung und 
Naehwuehssieherung sowie Klima- und Umweltsehutz 
weiter voranzubringen, ist deshalb für die maritime Wirt- 
sehaft der Sehlüssel für die Zukunft und Ziel der mariti- 
men Politik der Bundesregierung. Die Bundesregierung 
wird den Prozess, Deutsehland zu einem maritimen High- 
teeh-Standort auszubauen, foreieren und im Rahmen der 
vorgegebenen finanziellen und haushalterisehen Mög- 
liehkeiten unterstützen. Sehiffbauliehe und maritime For- 
sehungs- und Innovationsförderung wird aueh zukünftig 
dazu beitragen, die Wettbewerbs- und Zukunftsfähigkeit 
der Branehe zu stärken. Innovationen gilt es zügig in 
marktfähige Produkfe umzusefzen. 

Die Herausforderungen und Wege zur Sieherung der 
Wettbewerbs- und Zukunftsfähigkeit der deutsehen mari- 
timen Wirtsehaft werden im Fokus der von der Bundeskanz- 
lerin der Bundesrepublik Deutsehland einberufenen Seehs- 
ten Nationalen Maritimen Konferenz am 29./30. März 2009 
in Rostoek stehen. 

Die Nationalen Maritimen Konferenzen sind seit dem 
Jahr 2000 fester Bestandteil der maritimen Politik der 
Bundesregierung und werden etwa im Zweijahresrhyth- 
mus durehgeführt. 

Von der Seehsten Nationalen Maritimen Konferenz werden 
im Rahmen der vorgesehenen branehen- und themenorien- 
tierten Workshops zu den Bereiehen Sehiffbauindustrie, 
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Hafenwirtschaft und Logistik, Seeschifffahrt, Maritime 
Technologien, Offshore- Windenergie, Klima- und Um- 
weltschutz im Seeverkehr sowie Deutsche Marine und 
Marineschiffbau konkrete Handlungsempfehlungen an 
die Akteure der maritimen Wirtschaft ausgehen, um die 
Branche zukunftsfest zu machen. 

Die maritime Wirtschaft, Sozialpartner, Bund und Küs- 
tenländer müssen sich dabei insbesondere folgenden Auf- 
gaben/Herausforderungen stellen: 

- Das Bündnis für Ausbildung und Beschäftigung in der 
deutschen Seeschifffahrt (Maritimes Bündnis) sollte 
fortgeführt und inhaltlich weiterentwickelt werden. 
Insbesondere Schiffe unter deutscher Flagge tragen zu 
Beschäftigung und Ausbildung von deutschen See- 
leuten, zur Sicherung schifffahrtsspezifischen Know- 
hows für die maritime Wirtschaft in Deutschland, zur 
sozialen Sicherheit von Seeleuten sowie unter Berück- 
sichtigung der schifffahrtsspezifischen Regelungen 
zum deutschen Steuer- und Sozialabgaben-Aufkom- 
men bei. 

- Mit Blick auf die mittel- und langfristig zu erwarteten 
dynamischen Umschlagszuwächse in den Seehäfen 
sind die seewärtigen Zufahrten und Hinterlandanbin- 
dungen durch geeignete Maßnahmen weiterhin zielge- 
richtet, leistungs- und bedarfsgerecht auszubauen und 
zu verbessern. 

- Forschung, Entwicklung und Innovation, Ausbildung 
und Nachwuchsgewinnung im Bereich der maritimen 
Wirtschaft und Wissenschaft sind weiterhin gezielt 
voranzubringen. Die maritime Industrie ist aufgefor- 
dert, ihre Investitionen in Forschung, Entwicklung und 
Innovation sowie ihre Ausbildungsanstrengungen zu 
erhöhen. 

- Der Dialog zur Zukunftsstrategie „LeaderSHlP 
Deutschland“ zwischen der Schiffbauindustrie, dem 
Sozialpartner, Bund und Küstenländern sowie Politik 
muss fortgesetzt werden. 

- Sowohl bei der strategischen als auch bei der techni- 
schen Ausrichtung der maritimen Wirtschaft und der 
Politik sind die steigenden Anforderungen in Bezug 
auf den Umwelt- und Klimaschutz zu berücksichtigen, 
um Wettbewerbsvorteile zu sichern und den Ruf ins- 
besondere des Seeverkehrs als umweltverträglichen 
Verkehrsträger zu stärken. 

- Die Meerestechnologien als Zukunftsbranche sind 
durch eine umfassende Bestands- und Potenzialana- 
lyse, die Fortsetzung des Dialogs zur Vorbereitung ei- 
nes Nationalen Masterplans Maritime Technologien 
und durch eine weitere gezielte Förderung von For- 
schung und Entwicklung im Zukunftsbereich Meeres- 
technik zu stärken. 

II. Seeschifffahrt 

Es gibt nur wenige Bereiche in der deutschen Volkswirt- 
schaft, die eine so dynamische Aufwärtsentwicklung zu 


verzeichnen haben wie die Schifffahrtsbranche und das 
bei einem scharfen internationalen Wettbewerb im Zuge 
der Globalisierung. Der Aufschwung im Seeschifffahrts- 
bereich ist vor allem eine Folge des überdurchschnitt- 
lichen Wachstums des Weltwirtschaft und des Weltsee- 
handels in den zurückliegenden Jahren. Aber auch die 
von der Bundesregierung geschaffenen Rahmenbedin- 
gungen haben zur Sicherung und Stärkung des Schiff- 
fahrtsstandortes Deutschland beigetragen. Die deutsche 
Tonnagesteuer, der 40-prozentige Lohnsteuereinbehalt, 
die umfangreichen Finanzhilfen und Sonderregelungen 
im Sozialabgabenbereich haben die Beschäftigung und 
Ausbildung von heimischen Seeleuten in Deutschland ge- 
fördert und gestärkt. 

Das Wachstum der Flotte und der Tonnage geht mit ei- 
nem Ansteigen der Anzahl der Landbeschäftigten einher. 
Das vom Deutschen Bundestag mit der Einführung der 
Tonnagesfeuer verfolgfe Ziel - Sfärkung des Unfemeh- 
mensstandortes Deufschland - wurde erreicht. 

Das Ausmaß der Einflüsse der Finanzmarktkrise und de- 
ren Folgen für die Schifffahrt lassen sich derzeit nicht ge- 
nau abschätzen. Voraussichtlich bleiben die Fracht- und 
Charterraten in den nächsten Monaten aber unter Druck. 

Trotz des derzeitigen Abschwungs befindet sich die 
Schifffahrt nicht in einer strukturellen Krise. Auf längere 
Sicht gehen die Prognosen vor dem Hintergrund der zu- 
nehmenden Globalisierung von einem weiteren Wachs- 
tum der Seeschifffahrt aus, das über dem in vergleichba- 
ren Branchen liegen sollte. 

Bündnis für Ansbildnng nnd Beschäftignng in der 
dentschen Seeschifffahrt (Maritimes Bündnis) 

Die Umsetzung der im „Maritimen Bündnis“ getroffenen 
schifffahrtspolitischen Absprachen zwischen der Bundes- 
regierung, den Küstenländern, der Gewerkschaft ver.di 
und dem Verband Deutscher Reeder (VDR) hat dazu bei- 
getragen, dass sich der Schifffahrtsstandort Deutschland 
in den letzten Jahren positiv entwickelt hat. Dieser Weg 
wird fortgesetzt. Die auf der Fünften Nationalen Mari- 
timen Konferenz getroffenen Absprachen bilden die Ba- 
sis für die Fortentwicklung des Bündnisses zugunsten der 
Ausbildung und Beschäftigung in der deutschen See- 
schifffahrt. Im Hinblick auf die anstehende Sechste Na- 
tionale Maritime Konferenz werden derzeit die Abspra- 
chen und Ziele aktualisiert und in einem Bündnistext neu 
formuliert. 

Die Reeder haben zugesagt, bis Ende 2008 mindestens 
500 Schiffe unter deutscher Flagge international zu betreiben 
und in Aussicht gestellt, diesen Bestand bis 2009/2010 
auf 600 zu erhöhen. Die Bundesregierung geht davon aus, 
dass die Reeder sich ihrer Verantwortung stellen und ihre 
Zusagen einhalten werden. Das für 2008 gesfellfe Min- 
desfziel wurde erreicht. Bis Ende des Jahres erhöhte sich 
der Schiffsbestand unter deutscher Flagge (Monitoring- 
schiffsbestand) auf 508 Schiffe. 
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Finanzbeiträge für die Seeschifffahrt 

Die im Haushalt des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung ausgewiesenen Finanzmittel 
dienen der Ausbildungsplatzforderung und der Senkung 
der Lohnnebenkosten (beschäftigungsbezogene Kosten). 
Die Mittel werden zur Ausbildung des seemännischen 
Nachwuchses gewährt und um die Kostennachteile von 
Schiffen unter deutscher Flagge im Vergleich zu Schiffen 
unter „Billigflaggen“ zu senken. Die notwendige Versteti- 
gung der Maßnahmen wurde erreicht. Allein im Haushalt 
2008 waren 57 Mio. Euro als Finanzbeitrag an die See- 
schifffahrt enthalten. Auch im Haushalt 2009 und in der 
mittelfristigen Finanzplanung sind Beträge in gleicher 
Höhe für Maßnahmen zur Senkung der Lohnnebenkosten 
zur Kompensation der Kostennachteile der Schiffe unter 
deutscher Flagge und zu Ausbildungsplatzforderung ent- 
halfen. 

Die Maßnahmen haben eine deutliche Zunahme von Aus- 
bildungsplätzen, von Arbeitsplätzen deutscher Seeleute 
an Bord deutschflaggiger Handelsschiffe und von Land- 
arbeitsplätzen ausgelöst und somit zur Stärkung des mari- 
timen Standortes beigetragen. 

Trotzdem stehen mit Blick auf das Wachstum der Flotte 
für die Täfigkeifen an Bord nicht in ausreichendem Um- 
fang qualifizierte deutsche Seeleute zur Verfügung. Zu- 
rückzuführen ist dies auf die über Jahre durch die Reede- 
reien vernachlässigte Ausbildung von seemännischem 
Personal und unzureichenden beruflichen Perspektiven 
für deufsche Seeleufe. 

Vor dem Hintergrund des anhaltenden Wachstums der 
Welthandelsflotte gewinnt die Ausbildung qualifizierter 
Seeleute für den Bordbefrieb und für die Landbetriebe der 
Reedereien eine immer größere Bedeutung. Die Zu- 
kunftsfähigkeit und Innovationskraft der maritimen Wirt- 
schaft hängen in hohem Maße von der Ausbildung und 
der Qualifizierung der Menschen ab. Die deutschen Ree- 
der haben einen hohen Bedarf an qualifiziertem Nach- 
wuchs und eine entsprechende Verantwortung für die 
Ausbildung. Die maritime Wirtschaft bietet für die jungen 
Menschen eine hervorragende berufliche Perspekfive an 
Bord und an Land. Die Bundesregierung wird die see- 
männische Ausbildung weiferhin begleifen und unferstüf- 
zen. Die erforderlichen Haushalfsmittel dafür sfehen im 
Efat 2009 und der mittelfristigen Finanzplanung bereit. 

Ausbildung und Schiffsbesetzungsverordnung 

Seit der Fünften Nationalen Maritimen Konferenz hat 
sich die Anzahl der Berufsanfänger in der Seeschifffahrt 
auf dem hohen Niveau der Vorjahre stabilisiert. Zur Über- 
windung des Mangels an Nautikern und insbesondere 
Technikern zur gesetzlich vorgeschriebenen, qualitativ 
hochwertigen Besetzung von Schiffen unter deutscher 
Flagge wurden die notwendigen Schritte unternommen 
und entsprechende Voraussetzungen geschaffen. Die Küs- 
tenländer haben die Ausbildungskapazitäten für seemän- 
nisches Personal an den Fach- und Fachhochschulen er- 
höh! und die Auslasfung in beiden Bereichen verbessert. 


Die Freie und Hansestadt Hamburg stellt im Rahmen von 
Kooperationen mit anderen Küstenländern für die Jahre 
2008/2009 Finanzmittel von insgesamt 1 Mio. Euro für 
den Ausbau der Ausbildungskapazitäten an den Fach- 
und Fachhochschulen zur Verfügung. 

Der Verband Deutscher Reeder hat für die vier an der 
Seefahrtausbildung aktiv beteiligten Küstenländern Mit- 
tel zweckgebunden zur Erhöhung der Ausbildungskapaz- 
itäten für Kapitäne und nautische Schiffsoffiziere bereit- 
gestellt, und zwar für die Jahre 2007 bis 2009 in Höhe 
von jeweils 1 Mio. Euro jährlich. 

Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) des Bun- 
des bildet deutlich über Bedarf Schiffsmechaniker/innen 
aus. Dieser Beruf ist als Voraussetzung zum Erwerb eines 
nautischen oder technischen Patentes an einer Fachschule 
notwendig. Geeignete WSV- Auszubildende erhalten nach 
ihrer Ausbildung zudem die Möglichkeit, bei gleichzeiti- 
ger Weiterzahlung eines Grundgehalts, ein nautisches 
oder technisches Befähigungszeugnis zu erwerben. 

An den Fachschulen wurden die Ausbildungskapazitäten 
in der Nautik um 26 Prozent (34 Studienplätze) und in der 
Schiffsbetriebstechnik um nahezu 40 Prozent (32 Stu- 
dienplätze) erhöht. 

An den Fachhochschulen wuchsen die Kapazitäten in den 
Studiengängen zum Nautiker um 65 Prozent (159 Plätze) 
und zum Schiffsbetriebstechniker um 10 Prozent (8 Plätze). 

Jeder geeignete Bewerber hat die Gelegenheit, einen 
Fachschulausbildungsgang oder ein Fachhochschulstu- 
dium zum Erwerb nautischer Qualifikationen anzutreten. 
Die zur Qualitätssicherung eingeführte Zugangsbeschrän- 
kung zum nautischen Fachhochschulstudium (Numerus 
clausus) kam in keinem Fall zur Anwendung und wurde 
für das Studienjahr 2008/2009 von den meisten Fach- 
hochschulen aufgehoben. 

Für die Ausbildung zum technischen Schiffsoffizier be- 
stehen an allen Ausbildungsstätten ebenfalls freie Kapazi- 
täten. 

Die steigenden Ausbildungszahlen stimmen zwar opti- 
mistisch. Jedoch sind die hohe Zahl von bestellten 
Schiffsneubauten und die Altersstruktur der deutschen 
Seeleute zu berücksichtigen. Um den zukünftigen Bedarf 
abdecken zu können, werden voraussichtlich 1 000 zu- 
sätzliche Seeleute pro Jahr benötigt. Ein wesentlicher 
Grund für diesen hohen Bedarf ist die ungünstige Alters- 
struktur der deutschen Seeleute, die auf die in den zurück- 
liegenden Jahren vernachlässigte Ausbildung zurückzu- 
führen ist. Die Altersstruktur hat zur Folge, dass in den 
nächsten 10 Jahren bis zu 60 Prozent der Offiziere und 
mehr als 45 Prozent der Mannschaften in Rente oder See- 
mannsrente gehen können. Im Hinblick hierauf sind wei- 
tere deutliche Ausbildungsanstrengungen notwendig, das 
schließt insbesondere auch die Gewinnung von qualifi- 
zierten Lehrkräften ein. 

Die vertrauensvolle Zusammenarbeit der Bündnispart- 
ner hat sich im Hinblick auf die sichere Besetzung der 
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Schiffe und die Durchführung der Schiffsbesetzungsver- 
ordnung bewährt. Bei der Anwendung der im Einver- 
nehmen mit den Sozialpartnern vereinbarten zeitlich 
befristeten Ausnahmeregelungen zur Schiffsbesetzungs- 
verordnung traten keine Probleme auf Die Verlänge- 
rung der Befristung wird seitens der Bundesregierung 
angestrebt. 

III. Häfen 

Die deutschen Seehäfen sind bedeutende Schnittstellen 
des internationalen Güterverkehrs. Angesichts wachsen- 
der internationaler Arbeitsteilung sind sie eine wesentli- 
che Grundlage der globalisierten Wirtschaft. Sie stärken 
das Wachstum in Deutschland und schaffen damit Wert- 
schöpfung und Arbeit. Ohne die leistungsstarken Seehä- 
fen wäre Deutschland nicht Exportweltmeister. 

Das seit mehreren Jahren registrierte Wachstum des deut- 
schen Seegüterumschlags setzte sich auch im Jahr 2008, 
wenn auch verlangsamt, weiter fort. Nach vorläufigen Er- 
gebnissen des Statistischen Bundesamtes wurden in den 
deutschen Seehäfen 3 19,1 Millionen Tonnen Güter umge- 
schlagen. Das sind 2,6 Prozent mehr als im Vorjahr. Deut- 
licher abgeschwächt hat sich voraussichtlich das Wachs- 
tum im Containerverkehr. 

Die Finanzmarktkrise wird nach Einschätzung der Hafen- 
wirtschaft vorübergehend auch das Wachstum im See- 
güterumschlag verlangsamen. Mittel- bis langfristig wird 
aber weiterhin mit einer positiven Entwicklung gerech- 
net. 

Die im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung erstellten Prognosen gehen davon 
aus, dass sich der Gesamtgüterumschlag in den deutschen 
Seehäfen zwischen 2004 und dem Jahr 2025 weit mehr 
als verdoppeln und der Containerumschlag sich sogar 
vervierfachen werden (Seeverkehrsprognose). Bei der 
Verkehrsleistung im Güterverkehr wird in diesem Zeit- 
raum mit einem Anstieg um 71 Prozent gerechnet (Ver- 
flechtungsprognose). 

Die deutsche Volkswirtschaft ist auf gut funktionierende 
Seehäfen angewiesen, die einen reibungslosen Güter- 
umschlag gewährleisten. Von deren Leistungsstärke pro- 
fitiert der gesamte Wirtschaftsstandort Deutschland. 
Deshalb ist es wichtig, dass auch zukünftig die Bundes- 
regierung, die Länder und die Hafenwirtschaft ihren Bei- 
trag zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deut- 
schen Seehäfen leisten. 

Nationales Hafenkonzept für See- nnd Binnenhäfen 

Einen wichtigen Schritt zur Bewältigung des zunehmen- 
den Güterverkehrs hat die Bundesregierung mit dem im 
Juli 2008 durch das Kabinett beschlossenen Masterplan 
Güterverkehr und Logistik gemacht. Die darin enthalte- 
nen 35 Maßnahmen sollen zügig umgesetzt werden. 

Der Masterplan versteht die Hafenpolitik als nationale 
Aufgabe. Als Teil der Umsetzung des Masterplans wird 


die Bundesregierung ein Nationales Hafenkonzept für die 
See- und Binnenhäfen vorlegen. Damit erhalten die boo- 
menden Häfen ein noch stärkeres Gewicht als in der Ver- 
gangenheit. 

Das Nationale Hafenkonzept zielt auf 

- den Ausbau der hafenrelevanten Verkehrsachsen und 
-knoten und die Beseitigung von Kapazitätsengpässe 
in den Häfen, 

- die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Häfen, 

- die Sicherung und Stärkung von Ausbildung und Be- 
schäftigung, 

- die nachhaltige Förderung des Umwelt- und Klima- 
schutzes sowie 

- die Optimierung der Sicherheit der Lieferketten. 

Im Nationalen Hafenkonzept werden spezifische Maß- 
nahmen für die Bewältigung der erkannten Herausforde- 
rungen entwickelt, die nicht nur durch den Bund, sondern 
auch durch die Länder, die Kommunen, die See- und Bin- 
nenhafenwirtschaft und die Gewerkschaften umgesetzt 
werden sollen. Dabei geht es um die Entwicklung einer 
gemeinsamen, nach außen hin sichtbaren Stärke mit zu- 
gleich eigenständigen Profilen, Wertschöpfimgsketten 
und Wirtschaftsdynamik nach innen. 

Mit dem Konzept wird die Bundesregierung ihre Strate- 
gie zur Stärkung des Hafenstandortes Deutschlands auf 
eine breitere politische Grundlage stellen. 

Seewärtige Zufahrten und Hinterlandanbindungen 
der deutschen Seehäfen 

Die seewärtigen und landseitigen Anbindungen der deut- 
schen Seehäfen sind Schlüsselfaktoren für eine erfolgrei- 
che Güferverkehrslogisfik. Die Beseitigung von Kapazi- 
fätsengpässen, die sich zunehmend in den Häfen sowie 
bei den wasser- und landseifigen Zufahrten zu den Häfen 
abzeichnen, ist dementsprechend einer der Schwerpunkte 
des Nationalen Hafenkonzepts für die See- und Binnen- 
häfen. 

Bereifs im Koalifionsvertrag hat die Bundesregierung ihr 
Ziel bekräftigt, die notwendigen seewärtigen und landsei- 
tigen Anbindungen der deutschen Seehäfen gezielt und 
koordiniert auszubauen. Mit dem Bundesverkehrswege- 
plan (BVWP) 2003 und insbesondere dem Investitions- 
rahmenplan für die Verkehrsinfrastinkfur des Bundes von 
2006 bis 2010 (IRP) lieg! eine abgestimmfe Priorisierung 
für den Einsafz der Investifionsmittel vor. 

Von der im IRP 2006 bis 2010 für den Ausbau leistungs- 
gerechter Hinterlandanbindungen der deutschen Seehäfen 
sowie ihrer seewärtigen Zufahrten vorgesehenen Inves- 
titionssumme in Höhe von 5,1 Mrd. Euro entfallen mehr 
als 2,1 Mrd. Euro auf Bundesschienenwegeprojekte, rd. 
2,3 Mrd. Euro auf Bundesfemstraßenprojekte. 
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Für die seewärtigen Zufahrten an Elbe und Weser sind im 
Zeitraum des IRP rd. 200 Mio. Euro vorgesehen. Hinzu 
kommen weitere Bundeswasserstraßenprojekte, die die 
Anbindung der Seehäfen verbessern. Darüber hinaus hat 
die Bundesregierung zusätzlich ein mit 255 Mio. Euro 
dotiertes Sofortprogramm zur Beseitigung von Engpässen 
im Schienengüterverkehr bei den Seehafenhinterland- 
anbindungen aufgelegt. 

Als Teil des Maßnahmenpakets der Bundesregierung zur 
„Beschäfligungssichemng durch Wachstumsstärkung“ hat 
der Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwick- 
lung Anfang Dezember 2008 ein „Arbeitsplatzprogramm 
Bauen und Verkehr“ vorgelegt. 

Damit werden die Verkehrsinvestitionen in den Jahren 
2009 und 2010 zusätzlich um jeweils 1 Mrd. Euro ver- 
stärkt. Gegenüber der bisherigen Finanzplanung aus dem 
Jahr 2007 konnte zusammen mit den Mautmehreinnah- 
men 2009 insgesamt eine Steigerung dieser Investitions- 
ansätze um annähernd 2 Mrd. Euro erreicht werden. Ins- 
gesamt steht damit 2009 die Rekordsumme von mehr als 
11,1 Mrd. Euro für Verkehrsinvestitionen zur Verfügung. 

Ein besonderer Schwerpunkt wird dabei auf die Investi- 
tionen für die Hafenanbindungen gelegt. Mit der Auf- 
stockung werden wichtige Schienen- (wie die Ausbau- 
strecke Oldenburg-Wilhelmshaven zur Verbesserung der 
Schienenanbindung des JadeWeserPorts, der Neubau des 
3. Gleises Stelle-Lüneburg oder die Planung der Y-Trasse) 
und Straßenprojekte (wie der Weiterbau der A20 in 
Schleswig-Holstein) beschleunigt oder begonnen und die 
seewärtigen Zufahrten und wasserseitigen Hinterland- 
anbindungen verbessert. Dies betrifft z. B. den Ausbau 
der Zufahrten nach Hamburg und Bremerhaven, den Aus- 
bau des Nord-Ostsee-Kanals und den Ausbau des 
Peenestroms sowie die Ausbaumaßnahmen an der Mittel- 
weser. 

Die Bundesregierung hat im Rahmen der Maßnahmen 
zum Konjunkturpaket 11 für die Jahre 2009 und 2010 wei- 
tere zusätzliche Mittel für den Ausbau und die Erneue- 
rung von Bundesverkehrswegen vorgesehen (Straßen, 
Schienen, Wasserstraßen). 

Dort, wo für konkrete Projekte geeignete Rahmenbedin- 
gungen gegeben sind, werden auch neue Wege der Infra- 
strukturfinanzierung, wie Public Private Partnership- 
Modelle (PPP), beschritten. 

Zusätzlich zum Verkehrsinfrastrukturausbau leistet die 
Bundesregierung erhebliche Beiträge zum Neu und Aus- 
bau leistungsfähiger Umschlaganlagen in den Häfen. Sie 
unterstützt den Kombinierten Verkehr sowohl durch ord- 
nungs- und steuerpolitische Erleichterungen als auch 
durch Baukostenzuschüsse für den Aus- und Neubau von 
Umschlagterminals. 

Bisher hat die Bundesregierung ca. 550 Mio. Euro in die 
Entwicklung von KV-Terminals (ca. 290 Mio. Euro in 
Terminals Schiene/Straße und ca. 260 Mio. Euro in Ter- 
minals Wasserstraße/Straße) investiert. Wie im Master- 


plan Güterverkehr und Logistik vorgesehen, sollen die 
Mittel ab 2009 auf jährlich rd. 115 Mio. Euro aufgestockt 
werden, um auf diese Weise eine verstärkte Verkehrsver- 
lagerung von der Straße auf die Schiene und Wasserstraße 
zu erreichen. 

Qualifizierungsoffensive für Langzeitarbeitslose 

Die deutschen Seehäfen haben sich durch ihr dynami- 
sches Wachstum in den letzten Jahren zu „Hot Spots“ der 
wirtschaftlichen Entwicklung und zu „Job-Maschinen“ 
entwickelt. Hier werden nicht nur Arbeitsplätze gesichert, 
sondern in vielfältigem Maße neue geschaffen. 

Um den zukünftigen Fachkräftebedarf zu decken, wurde 
auf der 5. Nationalen Maritimen Konferenz (2006) durch 
den Bund und die Hafenwirtschaft gemeinsam ein Kon- 
zept „Qualifizierungsoffensive Hafenlogistik“ entwickelt 
und im Dezember 2007 gestartet. Mit dem Gemein- 
schaftsprojekt soll bis 2012 vor allem ca. 2 800 Langzeit- 
arbeitslosen und jungen Menschen und eine neue Berufs- 
perspektive in dem wachsenden Arbeitsmarkt der Hafen- 
wirtschaft geboten werden. Die Bundesagentur für Arbeit 
unterstützt die Initiative mit 80 Mio. Euro. 

Zur Umsetzung geeigneter Qualifizierungsmaßnahmen 
haben sich die auf die Hafenwirtschaft spezialisierten Bil- 
dungsinstitute in Hamburg und Bremen zusammenge- 
schlossen und zum 1. Januar 2008 das überregionale 
„Maritime Competenzcentrum e.V - ma-co“ ins Leben 
gerufen. Die ersten 44 Schulungen haben am 1 . Oktober 
2008 begonnen. 

Harmonisierung europäischer Wettbewerbs- 
bedingungen 

Nicht nur auf nationaler, sondern auch auf europäischer 
Ebene ist die Politik der Bundesregierung zur Verbesse- 
rung der Wettbewerbsfähigkeit der Seehäfen erfolgreich. 
Nach beihilferechtlicher Genehmigung durch die EU- 
Kommission ist am 1. April 2008 der § 3a des Energie- 
steuergesetzes (EnergieStG) in Kraft getreten. Mit ihm 
wurde die Möglichkeit geschaffen, die Steuertarife des 
§ 2 Absatz 3 EnergieStG auch auf den Einsatz von Ener- 
gieerzeugnissen in Arbeitsmaschinen und Fahrzeugen, 
die ausschließlich dem Güterumschlag in Seehäfen die- 
nen, anzuwenden. So unterliegt Gasöl, das in diesen 
Arbeitsmaschinen und Fahrzeugen verwendet wird, nun- 
mehr einem Energiesteuersatz von 61,35 Euro je 1 000 Liter 
anstatt wie bisher 470,40 Euro je 1 000 Liter. Mit der Ent- 
scheidung der Europäischen Kommission wurde ein wich- 
tiger Schritt zur Herstellung fairer Wettbewerbsbedingun- 
gen zwischen den europäischen Häfen vollzogen. 

Europäische Seehafenpolitik 

Die Europäische Kommission hat im Oktober 2007 als Er- 
gebnis ihres umfassenden Konsultationsprozesses mit den 
Interessengruppen eine Mitteilung mit neuen Vorschlägen 
als Rahmen für eine europäische Hafenpolitik vorgelegt. 
Die Mitteilung enthält einen Aktionsplan für die Kom- 
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mission, der darauf abzielt, die europäischen Häfen bei 
ihren Anstrengungen zu unterstützen, Herausforderun- 
gen wie den Anstieg der Verkehrsnachfrage, technologi- 
sche Veränderungen und die Notwendigkeit von Emis- 
sionsverringerungen zu bewältigen. 

Wesentliche Inhalte des Aktionsplans der Kommission 
sind z. B. die Verabschiedung von Beihilfeleitlinien für 
Häfen sowie die Ausweitung der Transparenzvorschriften 
auf alle Handelshäfen. Außerdem kündigt die Kommis- 
sion Vorschläge für die Errichtung eines europäischen 
Seeverkehrsraums ohne Grenzen zur Vereinfachung der 
Verfahren im Kurzstreckenseeverkehr und die Veröffent- 
lichung von Leitlinien für die Anwendung der Umwelt- 
vorschriften der Gemeinschaft auf Häfen an. 

Die Bundesregierung unterstützt die Pläne, durch Beihil- 
feleitlinien und Transparenzregelungen faire Wettbe- 
werbsbedingungen für die Häfen zu schaffen. Sie wird an 
der Gestaltung der geplanten Einzelmaßnahmen zur Ver- 
wirklichung der Kommissionspläne konstruktiv und kri- 
tisch mitwirken und darauf achten, dass aus deutscher 
Sicht problematische Aspekte der „Port Package 1 und 11“ 
nicht wieder aufgegriffen werden. Notwendige nationale 
Spielräume müssen erhalten bleiben, um die Häfen nach 
standortspezifischen Strategien weiter entwickeln zu kön- 
nen. 

„From Road to Sea“ 

Deutschland ist mit der Einrichtung des sogenannten 
Short Sea Shipping Inland Waterway Promotion Centers 
Deutschland (SPC) am 2. Juli 2001 einer Empfehlung der 
Europäischen Kommission gefolgt. Der Informations- und 
Beratungsservice dieses PPP-Projektes ist längst im 
Markt angekommen und damit auch im Bewusstsein vor 
allem von Spediteuren und Verladern, die den Wasserweg 
als eine effiziente, zuverlässige und umweltfreundliche 
Alternative zum reinen Straßengüterverkehr erkannt ha- 
ben und zunehmend nutzen wollen. 

Der Bund beteiligt sich mit 50 Prozent an der Finanzie- 
rung des SPC, das zunächst mit 2, seit 2006 mit 3 Mitar- 
beitern Beratung, Information und Werbung für die Verla- 
gerung des Gütertransports auf den Wasserweg leistet - 
wettbewerbsneutral und kostenlos. Mit der Einrichtung 
einer dritten Stelle konnte die systematische Vermarktung 
und Darstellung der Leistungsfähigkeit speziell des Sys- 
tems Wasserstraße gegenüber Industrie, Handel und Spe- 
ditionen forciert werden. 

Das deutsche SPC ist Mitglied im European Shortsea 
Network (ESN), dem insgesamt 20 nationale SPCs ange- 
hören, davon 18 aus EU-Mitgliedstaaten und 2 Nicht-EU- 
Staaten (Türkei, Norwegen). 

Meeresautobahnen 

Die EU-weite Umsetzung des Konzeptes der Meeresauto- 
bahnen (Motorways of the Sea) erfolgt nur zögerlich - 
trotz einiger vielversprechenden Initiativen mit deutscher 
Beteiligung. Im November 2008 fiel z. B. die Entschei- 


dung, wonach im Rahmen der TEN-Ausschreibung (EU- 
Förderprogramm Transeuropäische Verkehrsnetze) von 
Motorways of the Sea-Projekten u. a. ein deutsch-schwe- 
disches Projekt mit rund 10 Mio. Euro finanziell geför- 
dert wird. Es handelt sich dabei um die Kooperation der 
Häfen Sassnitz auf Rügen und Trelleborg in Schweden. 
Maßgeblich für diese Förderung isf die Entlastung der 
Straße von Gütertransporten und die Nutzung von um- 
weltfreundlichem Transport per Schiff oder Bahn. Aller- 
dings empfinden die Akteure in der Wirtschaft das von 
der Europäischen Kommission vorgegebene Verfahren im- 
mer noch als zu bürokratisch. Die Bundesregierung wird 
sich auch weiterhin für eine Vereinfachung und mehr 
Transparenz bei der Umsefzung des Konzepfes einsefzen. 

Vermarktung „Seaports of Germany“ 

Um die Pofenziale und Qualifäfen des Transport- und Lo- 
gisfikstandortes Deutschland international besser sichtbar 
zu machen, wurde mit dem Logistics Council Germany 
(LCG) eine neue Vermarktungsplattform für Messeauf- 
tritfe eingerichfef. Ziel isf es, durch die weltweife Ver- 
marktung des Logistikstandortes Deutschland die Logis- 
tikwirtschaft in Deutschland zu stärken und damit einen 
Beitrag zum Erhalt und Ausbau der internationalen Wett- 
bewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes zu leisten. 
Die Bundesregierung unterstützt den LCG jährlich mit 
knapp 600 000 Euro. Im Rahmen des LCG erfolgt auch 
die Unterstützung des Marketing-Forums „Seaport of 
Germany“, das sich auf Bunde sinitiative im Juli 2008 
konstituiert hat. Eine gemeinsame Vermarktung des See- 
hafenstandortes Deutschland unter der Marke „Seaports 
of Germany“ trägt zu einem positiven Image des gesam- 
ten Wirtschaftsstandortes Deutschland bei. 

Innovative Seehafentechnologien 

Mit der „Förderinitiative Innovative Seehafentechnolo- 
gien (ISETEC 11) leistet die Bundesregierung einen we- 
sentlichen Beitrag zur Stärkung des Seehafen- und Logis- 
tikstandortes Deutschland. Von den 50 Projektanträgen 
(Projektverbünde mit durchschnittlich 4 bis 5 Einzelpro- 
jekten) wurden 33 positiv bewertet. Bereits 16 Projekte 
(68 Einzelprojekte) mit einem Fördervolumen von über 
21 Mio. Euro konnten begonnen werden. Für 12 Ver- 
bünde bzw. 56 Einzelanträge (insg. 11,5 Mio. Euro) ste- 
hen die Bewilligungen noch aus. 

Nach Bewilligung aller ISETEC 11-Projekte wird das För- 
dervolumen aus jetziger Sicht 33,2 Mio. Euro umfassen. 
Die durchschnittliche Förderquote beträgt dabei 50 Pro- 
zent. Die Schwerpunkte des Programms liegen in den Be- 
reichen: 

- Technologien im Hafen- und Terminalbereich 

- IT- Systeme 

- Technologien in der Zu- und Ablaufsteuerung des 
Hinterlandverkehrs 

- Verbesserung der Hinterlandanbindung. 
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Bei den im Rahmen von ISETEC 11 geforderten Projekte 
steht vor allem eine stärkere Automatisierung aller Pro- 
zesse im Terminal und außerhalb im Fokus. Ziel ist es, 
eine wesentliehe Entlastung für die Seehäfen und insbe- 
sondere für die Hinterlandtransporte zu erreiehen sowie 
einen feehnologisehen Vorsprung gegenüber anderen eu- 
ropäisehen Häfen zu erlangen. 

ISETEC 11 riehtef sieh aueh an die Binnensehifffahrt/Bin- 
nenhäfen. Bisher eingereiehte Projekt- Vorsehläge in die- 
sem Bereieh waren jedoeh nieht programmkompatibel. 

Es wurde im Einvernehmen mit den Ländervertretem des 
ISETEC 11-Beirats besehlossen, ein gesondertes Förder- 
programm für die Binnensehifffahrt zu entwiekeln. Unter 
Federführung des niedersäehsisehen Wirtsehaftsministe- 
riums wurde damit begonnen; eine mit den anderen Küs- 
tenländern abgestimmte Konzeption steht noeh aus. 

IV. Schiffbau 
Wirtschaftliche Lage 

Im Jahr 2008 erreichte der Weltschiffbau den Höhepunkt 
eines beispiellosen Booms. Seit Jahren wachsende Auf- 
tragseingänge führten bei den Auftragsbeständen und den 
Ablieferungen neuer oder umgebauter Schiffe zu histori- 
schen Höchstständen; weltweit sind die Schiffbauplätze 
auf Jahre hinaus belegt worden. 

Etwa seit Mitte 2008 verschlechtern sich aber wegen fal- 
lender Charterraten und steigender Bunkerkosten die 
Renditeaussichten in der Handelsschifffahrt und sinkt die 
Investitionsbereitschaft der Reeder. Zu einer seitdem zu- 
rückhaltenden Ordertätigkeit tragen auch die mit der Flut 
von Schiffsbestellungen der letzten Jahre verbundenen 
langen Lieferzeiten bei. Steigende Preise für Stahl, Ener- 
gie und schiffbauliche Zulieferungen haben zu Risiken 


bei den Kostenkalkulationen geführt, die sowohl Reeder 
als auch Werften nur schwer einschätzen können. 

Seit Mitte 2008 kommt hinzu, dass in Folge der globalen 
Finanz- und Bankenkrise sich auch die Finanzierungsbe- 
dingungen für Schiffsneubauprojekte zunehmend schwie- 
riger gestalten. 

Diese Entwicklung des Weltschiffbaumarktes widerspie- 
gelt sich auch in der Situation der deutschen Werft- und 
Schiffbauzulieferindustrie: 

Situation der deutschen Werften 

Die Neubauwerften sind im Durchschnitt auf drei Jahre 
voll ausgelastet. Mit dem starken Wachstum der Welthan- 
delsflotte sind aber auch die bei anspruchsvollen Aufträ- 
gen sehr wettbewerbsfähigen deutschen Umbau- und Re- 
paraturwerften gut beschäftigt. Zwar haben sich in 2008 
die Eingänge neuer Aufträge etwas verringert. Der nach 
vorläufigen Angaben Ende 2008 erreichte Auftragsbe- 
stand aller deutschen Werften bewegt sich aber weiter auf 
dem Niveau eines „Allzeit“-Höchststandes. ln den Order- 
books der Werften stehen Schiffbauaufträge mit einem 
Wert von rund 15 Mrd. Euro. 

Auch mit ihren in 2008 abgelieferten Schiffen im Wert 
von - nach vorläufigen Angaben - rund 4,9 Mrd. Euro 
haben die deutschen Werften den bisherigen Produktions- 
statistiken eine neue Höchstmarke hinzugefügt. 

Mit dieser Entwicklung haben die deutschen Werften ihre 
mit Abstand führende Position gegenüber den traditions- 
reichen europäischen Schiffbaunationen und den vierten 
Platz weltweit (Marktanteil bei abgelieferten Schiffen: 
2,4 Prozent) hinter den hauptsächlich Standardschiffe 
liefernden Werften in Südkorea (35,7 Prozent), Japan 
(30,6 Prozent) und China (16,4 Prozent) behauptet. 


Entwicklungskennziffern der deutschen Werften' 



2000 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

2006 

2007 

2008 * 

abgelieferte Seeschiffe^ 
(Anzahl) 

63 

53 

68 

62 

61 

69 

70 

74 


Schiffbauproduktion' 
(Mrd. Euro) 

3,0 

4,0 

4,4 

3,4 

3,4 

3,5 

4,35 

4,8 

4,9 

Auftragsbestände' 

(Mrd. Euro) 

10,6 

8,8 

5,5 

5,9 

7,0 

11,1 

13,4 

15,4 

15,3 

Beschäftigte'* 

20.670 

21.120 

21.800 

20.680 

19.580 

18.980 

19.590 

20.180 

20.050 


* Quelle: Jahresberichte des Verbandes für Schiffbau und Meerestechnik 
2 nur Schiffsneubauten 
^ einschl. Reparaturen und Umbauten 

auf Seeschiffswerften, Quelle: IG Metall-Erhebung 
^ vorläufige Angaben 
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Die guten Kennziffern des Jahres 2008 zur Produktion 
und Auftragslage der Werften sind natürlich auch durch 
die in den letzten Jahren gestiegenen Preise für Schiffs- 
neubauten positiv beeinflusst worden. 

Der gleichzeitige deutliche Anstieg der Kosten für Mate- 
rial und Komponenten hat aber die Erlöse der Werften nur 
marginal steigen lassen. Insbesondere die explosionsar- 
tige Erhöhung der Stahlpreise konnte von den Werften 
nur sehr begrenzt an die Abnehmer weitergegeben wer- 
den. Die mit der hohen Nachfrage verbundenen Preisver- 
besserungen haben deshalb nicht zu einer grundlegenden 
Verbesserung der Ertragslage der deutschen Werften ge- 
führt. 

Seit Herbst 2008 kommt es zu einer Erosion des Auf- 
tragspolsters durch zeitliche Verschiebungen oder sogar 
Annullierungen von Aufträgen. Ursache ist, dass es in 
Folge der Finanzkrise erheblich schwieriger geworden 
ist, von den Banken Kredite für die Schiffsfinanzierung 
zu erhalten. Die Auftraggeber benötigen diese Kredite für 
ihre Schiffsendfinanzierungen und die Werften für ihre 
Schiffsbauzeitfinanzierungen. Für viele deutsche Werf- 
ten, die sich nicht im Verbund eines finanzstarken Kon- 
zerns befinden, ist die verringerte Risikobereitschaft der 
Banken problematisch bis existenzbedrohend. 

Nach Einschätzungen der Werften wurden im Verlaufe 
des Jahres 2008 Aufträge mit einem Volumen von rund 
einer Milliarde Euro annulliert, der weitaus größere Teil 
davon im zweiten Halbjahr. 

Zum Ende des dritten Quartals 2008 bezifferte der Ver- 
band für Schiffbau und Meeresfechnik den noch nichf ge- 
sicherten Bedarf an Bauzeitfinanzierung in der Spitze bis 
Ende 2009 mit 1,1 Mrd. Euro. 

Bei insgesamt 55 Schiffen des aktuellen Auftragsbestan- 
des im Wert von ca. 1,9 Mrd. Euro liegt noch keine gesi- 
cherte Endfinanzierung vor. 

Situation der deutschen Schiffbau- und Offshore- 
Zulieferindustrie 

Der weltweite Schiffbauboom der letzfen Jahre hat den 
vor allem im Maschinen- und Anlagenbau, in der Elektro- 
technik und Elektronik sowie im Bereich technischer 


Dienstleistungen tätigen Unternehmen der deutschen Schiff- 
bau- und Offshore-Zulieferindustrie zweisf eilige jährliche 
Wachstumsraten gebracht; im Jahre 2007 wurde ein Plus 
gegenüber dem Vorjahr von 13,8 Prozent erreicht. 

Eine im Herbst 2008 stattgefundene verbandsinteme Um- 
frage ergab, dass für 2008 eine weitere Zunahme der Auf- 
tragseingänge aus den Inland von 58 Prozent und eine 
Zunahme der Auftragseingänge aus dem Ausland sogar 
von 74 Prozent der befragten Unternehmen erwartet wird. 
Das heißt, auch 2008 wird mit einer Fortsetzung des 
Wachstums auf sehr hohem Niveau gerechnet. 

Die durchschnittliche Auftragsreichweite liegt aktuell bei 
über einem Jahr, d. h. die Unternehmen der deutschen 
Schiffbau- und Offshore-Zulieferindustrie sind außeror- 
dentlich hoch ausgelastet. 

Damit dürfte es der Branche gelingen, ihre führende 
Rolle im ln- und Ausland bei Hightechsysfemen für den 
Schiffbau zu halfen und weher auszubauen: 

Die deufsche Schiffbau- und Offshore-Zulieferindusfrie 
liegf nach dem Umsafz weltweif an zweiter Stelle nach 
der stark auf die eigenen Werften fokussierten japani- 
schen Zulieferindustrie und ist mit einem Exportanteil 
von 73 Prozent (2008) Exportweltmeister. 

Die deutschen Schiffbauzulieferer werden von der globa- 
len Finanz- und Bankenkrise - nach im November 2008 
gegebener Einschätzung der Arbeitsgemeinschaft der 
Schiffbau- und Offshore-Zulieferindustrie im VDMA - in 
einer sehr stabilen Situation getroffen. Viele Unterneh- 
men konnten in den vergangenen Jahren ihre Eigenkapi- 
talquote erhöhen und sind damit weniger abhängig von 
der Kreditwirtschaft. Weiterhin haben die Zulieferer im 
Vergleich mit den Werften weniger hohe und nicht so 
weit reichende Vorfinanzierungen zu tragen. 

Es kommt aber derzeit auch vereinzelt zu Stornierungen 
und Verschiebungen von Aufträgen. Im Moment entlastet 
dies aber auch die angespannte Lieferterminsituation. 
Eine „Kreditklemme“ sieht die deutsche Schiffbau- und 
Offshore-Zulieferindustrie nicht; allerdings werden teil- 
weise schon Kreditprobleme bei den abnehmenden Werf- 
ten festgestellt. 


Kennziffern der dentschen Schiffban- nnd Offshore-Znlieferindnstrie' 



2003 

2004 

2005 

2006 

2007 

2008 

(Prognose) 

Umsatz 
(Mrd. Euro) 

8,3 

8,7 

9,3 

10,5 

11,9 

ca. 13,6 

Wachstum 

2,3 % 

5,2 % 

10,7% 

11,3 % 

13,8% 

ca. 14 %o 

Beschäftigte 

68.000 

70.000 

70.000 

72.000 

76.000 

ca. 78.000 


■ Quelle: VDMA AG Schiffbau- und Offshore-Zulieferindustrie 
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Spezifische ordnungs- und industriepolitische Rahmen- 
hedingungen unterstützen die deutsche Schiffhau- 
industrie 

Die Bundesregierung hat 2005 begonnen, ihre Werften- 
und Schiffbaupolitik neu auszurichten. Mit dem Auslau- 
fen der bis Frühjahr 2005 befristeten auftragsbezogenen 
Schutzmaßnahmen für Werften zur Abwehr koreanischen 
Preisdumpings wurden über 40 Jahre Schiffbausubventio- 
nierung beendet, ln dieser Zeit sind rund 8 Mrd. Euro al- 
lein aus Bundesmitteln an die Werften geflossen. Seitdem 
wird die schiffbauliche Förderpolitik konsequent auf die 
Unterstützung von Investitionen der Unternehmen in For- 
schung und Entwicklung, Innovationen und strukturelle 
Verbesserungen ausgerichtet. 

Die mit dem Ende der Preissubventionierungen deutscher 
Schiffe verbundenen Herausforderungen sind von den 
deutschen Werften konstruktiv angenommen wurden. Die 
Schiffbauer führen seifdem ihre Konzepfe zur Kosfenent- 
lastung und Produktivifäfsverbesserung versfärkf und 
konzentriert fort. Große Anstrengungen werden darauf 
gerichtet, die Technologieführerschaft bei Spezialschiffen 
und komplexen Handelsschiffen durch hohe Innovations- 
leistungen zu sichern und auszubauen. 

Die zweite Säule der schiffbaupolitischen Rahmenbedin- 
gungen sind die gemäß OECD und EU zulässigen Instru- 
mente im wichtigen Bereich der Finanzierung von Schiff- 
bauaufträgen, mit denen den deutschen Werften die 
gleichen Wettbewerbsbedingungen gesichert werden, die 
auch ihre weltweiten Konkurrenten haben. Die 2006 und 
2007 erreichten Weiterentwicklungen bei den Schiffbau- 
Landesbürgschaftssystemen und bei der Neugestaltung 
des deutschen SchiffbauClRR- Systems haben angesichts 
der aktuellen Auswirkungen der globalen Finanz- und 
Bankenkrise auf die deutsche Schiffbauindustrie beson- 
ders große aktuelle Bedeutung erlangt. 

„LeaderSHIP Deutschland“ - konstruktiver Dialog 
und Zukunftskonzept 

ln Würdigung der guten Erfahrungen der Vorjahre wird 
von der Bundesregierung das in der Schiffbaubranche 
einzigartige Konzept eines Bündnisses zwischen Unter- 
nehmen, Gewerkschaft und Politik für Weftbewerbsfähig- 
keif und Beschäftigung fortgesefzf und weiferentwickelt. 

Dazu fand unfer dem Vorsitz der Anfang November 2006 
vom Kabinett ernannten Koordinatorin der Bundesregie- 
rung für die Marifime Wirfschaft schon am 24. November 
2006 die ersfe Sifzung einer Arbeifsgruppe von Entschei- 
dungsfrägem aus den Unfemehmen, der IG Mefall sowie 
der Politik des Bundes und der Länder statt. Unter dem 
Titel „LeaderSHIP Deutschland“, der sowohl für diese 
Arbeifsgruppe als auch für das zu entwickelnde Zukunfts- 
konzept steht, fand seitdem in mehreren Sitzungen ein 
konstruktiver Gedankenaustausch mit dem Ziel statt, 
wichtige Elemente einer nationalen Schiffbau- Strategie 
zu identifizieren. 

Die in der Arbeitsgruppe vorgenommene Analyse der 
Ausgangssituation der deutschen Schiffbauindustrie und 
erreichte Verständigung auf einen Handlungsrahmen für 


die Unfemehmen, die Sozialpartner und die Politik des 
Bundes und der Länder wurde Mitte 2008 in der Bro- 
schüre „LeaderSHIP Deutschland - Das nationale Schiff- 
bau-Zukunftskonzept“ zusammengefasst. Diese Doku- 
mentation der erste Phase der Tätigkeit der „LeaderSHIP 
Deutschland“-AG wurde u. a. allen Mitgliedern des Deut- 
schen Bundestages, den Leitungen der mit maritimen 
Themen befassten Bundesressorts und den Wirtschafts- 
ministem der Küstenländer zugeleitet. 

Als eine wichtige Gmndlage für die akfuelle Weiferfüh- 
mng des „LeaderSHIP Deufschland“-Dialogs haf das 
Bundesminisferium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) 
Mitte 2008 eine „Studie zur wirtschaftlichen Lage, zu 
neuen wettbewerblichen Herausfordemngen und zur Ent- 
wicklung zukunftsfähiger Strakturen der deufschen Schiff- 
bauindustrie“ in Auftrag gegeben. 

Die Sfudie wird sich mif folgenden drei Schwerpunktthe- 
men befassen: 

- Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der deutschen Werften im Zeitraum 2005 bis 2007 und 
in der Prognose für 2008 sowie Auswirkungen auf 
Eigenkapitalaussfattung und Invesfitionsfätigkeit. Hier 
isf vom Auftraggeber bereits vorgesehen, die Aufga- 
benstellung so zu erweitern, dass auch die Auswirkun- 
gen der globalen Finanz- und Bankenkrise berücksich- 
tigt werden können, 

- Analyse der zunehmend klima- und umweltschutzorien- 
tierten Nachfrageentwicklung der maritimen Märkte und 
der sich daraus ergebenden wettbewerblichen Heraus- 
fordemngen und Chancen der deutschen Schiffbauin- 
dustrie, 

- Bestandsaufnahme der aktuellen weltweiten Unter- 
nehmensstmkturen im Werftenbereich und Analyse 
sich abzeichnender Konzentrations- und Kooperations- 
prozesse. 

Die Studie, die nach Aktionsfeldern differenzierte Hand- 
lungsempfehlungen an die deutsche Werft- und Schiff- 
bauzuliefererindustrie, an die Sozialpartner und an die 
Politik formulieren soll, wird auch ein wichtiges Thema 
der 6. Nationalen Maritimen Konferenz werden. 

Seit Oktober 2008 steht im Mittelpunkt des „LeaderSHIP 
Deutschland“ -Dialogs die Entwicklung von wirksamen 
Lösungsansätzen, um Auswirkungen der globalen Finanz- 
und Bankenkrise auf den Bereich der Schiffsfinanziemng 
und die Auftragslage der deutschen Schiffbauindustrie zu 
mindern. 

Förderungen im Bereich der Schiffsfinanzierung 
schaffen gleiche Wetthewerhshedingungen und 
mindern die Auswirkungen der Finanz- und 
Bankenkrise 

Mit den bei der Fördemng von Schiffsfinanziemngen er- 
reichten Fortschritten sind Bund und Küstenländer - in 
Übereinstimmung mit der Politik der EU auf diesem Ge- 
biet - dem wichtigen Ziel eines weltweit fairen „level- 
playing-fields“ ohne wettbewerbsverfälschende Einfluss- 
nahmen deutlich näher gekommen. 
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Außerdem unterstützt die Bundesregierung mit großem 

Naehdruek die Fortsetzung der Verhandlungen der Euro- 

päisehen Kommission im Rahmen der OECD über ein 

neues Weltsehiffbauübereinkommen zur Sehaffung fairer 

internationaler Wettbewerbsbedingungen. 

a) Sehon Ende August 2006 wurde bei der Europäisehen 
Kommission die Genehmigung der unbefristeten Fort- 
führung des deutsehen Systems der SehiffbauLandes- 
bürgsehaften erreieht. Grundlage für das von der 
Bundesregierung bei der Europäisehen Kommission 
geführte Genehmigungsverfahren waren die von den 
fünf Küsfenländem vorgelegfen Analysen der Wirkung 
ihrer Schiffbau-Bürgsehaften. Die Länder konnten da- 
rin belegen, dass ihre Bürgsehaftssysteme aufgrand ei- 
ner risikodifferenzierten Prämienstaffelung beihilfe- 
frei sind. Mit der in Brüssel erreiehten Entseheidung 
ist deutsehen Werften auf dem wiehtigen Gebiet der 
Gewährung von Ausfallbürgsehaften für Kredife zur 
Bauzeif- und Endfinanzierung ihrer Sehiffbauauffräge 
Kontinuifäf und Reehfssieherheif gewährleisfef worden. 

Inzwisehen besehäftigf die Küsfenländer eine neue 
Bürgsehaftsmiffeilung der Europäisehen Kommission 
vom 20. Juni 2008, in der die Anforderungen an die 
Ermiftlung des markfkonformen und damif beihilfe- 
freien Bürgsehaftsenfgelfes neu (und resfrikfiver) defi- 
niert werden. Bund und Küsfenländer stimmen darin 
überein, dass aueh naeh den ab 1. Januar 2010 gellen- 
den neuen Bürgsehaffsregelungen für die Werfffinan- 
zierung ein akzepfables Insfrumenfarium zur Verfü- 
gung sieben muss. Andernfalls würden europäisehe 
und deufsehe Werften Marktanteile an subventionierte 
Wettbewerber verlieren. 

Das von der Maritimen Koordinatorin unterstützte 
Ziel ist deshalb, dass das deutsehe Sehiffsbürgsehafts- 
system aueh im Rahmen der neuen Bürgsehaftsmittei- 
lung der Kommission in seiner heutigen Form als bei- 
hilfefrei eingestuft und fortgeführt werden kann. 

Zurzeit erweisen sieh die Sehiffbau-Bürgsehaften der 
Küstenländer als wirksames Instrument bei der Bewäl- 
tigung von Auswirkungen der globalen Finanz- und 
Bankenkrise. Mit ihrer Gewährung in Fällen notwen- 
diger kurzfristiger Überbrüekungen von Liquiditäts- 
engpässen werden bei den Werften Aufträge und Ar- 
beitsplätze gesiehert. 

b) ln den industriepolitisehen Sehlussfolgerungen des 
Rates zum Sehiffbausektor (Tagung des Rates Wettbe- 
werbsfähigkeit (Binnenmarkt, Industrie und For- 
sehung) in Brüssel am 21. und 22. Mai 2007) wurde 
die Initiative des europäisehen Sehiffbauverbandes 
CESA mit der Europäisehen Investitionsbank EIB, zu- 
sätzlieh zu den nationalen Bürgsehaftssystemen ein 
Sieherungsinstrument auf europäiseher Ebene zu 
sehaffen, behandelt. Die Europäisehe Kommission hat 
für Anfang 2009 eine gemeinsame Sfudie zu diesem 
Thema geplanf.“ 

e) Im Frühjahr 2007 wurde die wettbewerbsfähige Um- 
gesfalfung des deufsehen Sehiffbau-CIRR-Sysfems 
(CIRR = Commereial Inferesf Referenee Rafe) er- 


reiehf. Die Grundlage für CIRR-Kredife für Sehiffe isf 
die in der OECD-Exporfkredifvereinbarung vom 
15. April 2002 vereinbarte Befeiligung der öffenlli- 
ehen Hand an den Risiken und Chaneen der Refinan- 
zierung von Fesfzinskredifen und damif breifer Sfan- 
dard des infemafionalen Weffbewerbsrahmens. 

Mif dem neuen CIRR-Sysfem isf eine wiehtige polifi- 
sehe Rahmenbedingung für die wettere Verbesserung 
der Wettbewerbsfähigkeit der deutsehen Sehiffbau- 
industrie gesehaffen worden. Die deutsehen Werften 
können jetzt bei ihren Auftragseinwerbungen ver- 
gleiehbar günstige Finanzierungsmodelle anbieten, 
wie z. B. die Werften in Frankreich, Italien und Finn- 
land oder wie chinesische oder andere fernöstliche 
Werften. CIRR kann das „Zünglein an der Waage“ 
sein, damit die Werften zu einem technisch und preis- 
lich guten Angebot auch noch eine wettbewerbsfähige 
Schiffsfrnanzierung anbiefen und dadurch den Auftrag 
gewinnen können. 

Von den deutschen Küstenländern wurde dazu ein 
nicht unerheblicher Beitrag geleistet. Mit ihrer Bereit- 
schaft zur Kofinanzierung der für die deufsehe Werft- 
indusfrie wichtigen Innovationsförderung wurde ei- 
nerseifs der Bund in die Lage versefzf, das CIRR- 
Sysfem als eine Bundesaufgabe zu übernehmen, und 
andererseifs kommen die Küsfenländer auch weiferhin 
ihrer fÖrderpolifischen Veranfwortung für ihre Werff- 
sfandorfe nach. Die Bundesregierung haf die Kredifan- 
sfalf für Wiederaufbau als Mandafar mif der Durchfüh- 
rung des CIRR-Sysfems beauftragf. 

Seif Einführung des neuen Schiffbau-ClRR-Sysfems 
wurden 14 Anfräge auf Gewährung einer Zinsaus- 
gleichgaranfie für insgesamf 25 Schiffsneubauten mit 
einem Auftragsvolumen von rund 3,04 Mrd. Euro 
(Kreditvolumen 2,43 Mrd. Euro) positiv entschieden 
(Stand Ende 2008). 

Zurzeit bewährt sich das neue deutsche wettbewerbs- 
fähige Schiffbau-CIRR-Sysfem bei der Bewältigung 
von Auswirkungen der globalen Finanz- und Banken- 
krise. Das Instrument wird wegen seiner Liquidität 
verbessernden Wirkung, die sich aus der Übernahme 
des Kredit-Refinzierungsrisikos durch den Bund er- 
gibt, zurzeit stark nachgefragt und sichert unmittelbar 
Bauaufträge und Beschäftigung der Werften. 

d) Die Bundesregierung verfolgt weiterhin konsequent 
das Zustandekommen eines neuen OECD-Schiffbau- 
übereinkommens. Seit dem Scheitern der letzten Ver- 
handlungsrunde im Herbst 2005 hat sich die Bundesre- 
gierung für den Fortbesfand der OECD-Arbeifsgruppe 
Nummer 6 „Schiffbau“ (WP 6) eingesefzt, so dass das 
besfehende OECD-Verhandlungsmandaf erhalfen wer- 
den konnte. Die OECD ist die einzige internationale 
Arena für das sekforale WTO-Thema Schiffbau, um 
welfweif faire Wettbewerbsbedingungen („level- 
playing-field“) ohne sfaafliche Subventionen und 
wettbewerbsverfälschende Einflussnahme durchzusef- 
zen. Ende 2008 wurde das Mandaf der WP 6-Arbeifs- 
gruppe verlängerf. Auf ihrer Sifzung am 4. und 5. De- 
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zember 2008 in Paris wurde über eine mögliche 
zeitnahe Wiederaufnahme von Verhandlungen zu ei- 
nem Schiffbauabkommen diskutiert. Von Seiten der 
Europäischen Kommission - Verhandlungsführer für 
die EU- Schiffbauländer - wurde deutlich gemacht, 
dass die Behandlung der beiden Schlüsselfragen Sub- 
ventionen und Preisgestaltung für die EU Vorausset- 
zung für den Beginn neuer Verhandlungen sei. Von Ja- 
pan, China und Korea gibt es Signale der Offenheit für 
solche Verhandlungen, deren Tragfähigkeit derzeit ge- 
prüft wird. Aus Kommissionssicht sollten zudem nicht 
nur die ursprünglichen Verhandlungsparteien, son- 
dern auch weitere Länder mit Schiffbauindustrien wie 
Indien, Vietnam und Russland einbezogen werden. 

Das Engagement der Bundesregierung für die Wieder- 
aufnahme der Verhandlungen zu einem OECD-Schiff- 
bauübereinkommen wird auch darin deutlich, dass in 
der neuen OECD- Verhandlungsphase seit dem 1. Ja- 
nuar 2009 auf Vorschlag der Europäischen Kommis- 
sion Deutschland, vertreten durch das BMWi, einen 
der drei Vizepräsidentenposten der OECD-WP-6-Ar- 
beitsgruppe inne hat. 

Förderung von schiffbaulicher FuE und Innovation 
als Investitionen in die Zukunft 

Die deutschen Werften und Schiffbauzulieferer haben 
ihre Technologieführerschaft und ihre gute Weltmarkt- 
position in wichtigen Marktsegmenten erhalten und wei- 
ter ausgebaut; mit neuen schiffbaulichen Produkten und 
Verfahren wurde das Tempo am weltweiten Innovations- 
markt mitbestimmt. Im Vordergrund standen dabei kom- 
plexe und werthaltige Hightech-Schiffstypen mit hohen 
Qualitäts-, Umwelt- und Sicherheitsstandards. 

Die dazu von der Bundesregierung geleistete Förderung 
von schiffbaulicher Forschung, Entwicklung und Innova- 
tion verfolgt das Ziel, Deutschland zu einem maritimen 
Hightech- Standort auszubauen. 

Mit der Aufnahme der „Maritimen Technologien“ in die 
„Hightech- Strategie für Deufschland“ der Bundesregie- 
rung und der Bereifsfellung zusäfzlicher Fördermittel für 
die bewährten FuE- und Innovationsförderprogramme 
wurden dafür wichtige Weichen gestellt. Ziel ist es, da- 
rauf aufbauend eine Exzellenzstrategie zu entwickeln, um 
die nachhaltige Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit des 
deutschen Schiffbaus zu flankieren. Hierbei wird der in- 
ternationalen Durchsetzung hoher technischer Sicher- 
heitsstandards besonderes Gewicht beigemessen. 

a) Mit dem im vorwettbewerblichen Bereich wirkenden 
Forschungsprogramm „Schifffahrt und Meerestech- 
nik für das 21. Jahrhundert“ hat das BMWi einen 
wichtigen Beitrag zur Erhöhung der Innovations- und 
Leistungsfähigkeit der maritimen Industrie geleistet. 
Mit den bevorzugt geförderten Verbundprojekten, in 
denen Partner aus Industrie und Wissenschaft unter 
starker Beteiligung kleiner und mittlerer Unternehmen 
an der Lösung gemeinsamer Forschungs- und Ent- 
wicklungsaufgaben Zusammenarbeiten, wird zugleich 
die Clusterbildung unterstützt. Die geförderten Unter- 


nehmen konnten ihren Umsatz erhöhen, ihre Export- 
quote weiter steigern und neue zukunftsfähige Ar- 
beifspläfze schaffen, ln 2007 sfellte das BMWi für 
148 FuE-Projekte der Schiffs- und Meerestechnik 
17,3 Mio. Euro zur Verfügung, ln 2008 stieg die An- 
zahl der geförderten Projekte auf 165, und die dafür 
bereit gestellten Mittel erhöhten sich auf 18,0 Mio. 
Euro. 

ln der Schiffstechnik standen dabei Themen im Vor- 
dergrund, die sich mit der Entwicklung neuer Mon- 
tage- und Fügetechnologien, mit dem Einsatz der In- 
formationstechnologie für virfuelles Design und 
Prozesssimulafionen enflang der gesamfen Schiffbau- 
Werfschöpfungskeffe sowie mif der Enfwicklung 
emissionsarmer Antriebssysfeme befassfen. Wehere 
Schwerpunkfe lagen in der Entwicklung neuer ener- 
gieeffizienter Schiffe mit optimierten Formen und 
Propellern, in der Minimierung der Gefahren bei 
Schiffshavarien sowie in der Erhöhung der Produk- 
tionskapazitäten durch Verkürzung der Dockliegezei- 
ten. 

Der Erfolg des Forschungsförderprogramms belegf, 
dass hier öffentliche Mittel effektiv verwendet wer- 
den. Die finanzielle Ausstattung des BMWi-For- 
schungsprogramms „Schifffahrt und Meerestechnik 
für das 2 1 . Jahrhundert“ wird daher weifer sf eigen und 
verglichen mit 2007 einen Zuwachs von 20 Prozent 
erfahren: 


FuE- 

Förde- 

rung 

2007 

2008 

2009 

2010 

(ge- 

plant) 

Summe 

Mio. 

Euro 

21,5 

23,5 

25,8 

25,8 

96,6 


Um neue Forschungsanreize zu schaffen und die Un- 
ternehmen, Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
noch stärker bei der schiffbaulichen Forschung und 
Entwicklung zu unterstützen, beabsichtigt das BMWi 
die volle Ausschöpfüng der gemäß EU-Recht zulässi- 
gen Obergrenzen der Beihilfeintensität, wie sie im 
„Gemeinschaflsrahmen für sfaafliche Beihilfen für 
Forschung, Enfwicklung und Innovation“ der Europäi- 
schen Kommission fixiert sind. Die hierzu erforderli- 
che Neunotifizierung des Förderprogramms bei der 
Europäischen Kommission befindet sich bereits in der 
Vorbereitung. 

b) Mit dem im Markt wirkenden Programm „Innovativer 
Schiffbau sichert wettbewerbsfähige Arbeifsplätze“ 
hat das BMWi in der bisherigen vierjährigen Pro- 
grammlaufzeit 25 industrielle Anwendungen innovati- 
ver Schiffstypen, neuer schiffbaulicher Komponenten 
und Verfahren durch die Gewährung von Innovations- 
hilfen in Höhe von rund 3 1 Mio. Euro gefördert (Stand 
10. Dezember 2008). Damit wurde die Markteinfüh- 
rung schiffbaulicher Innovationen mit einem Volumen 
von rund 155 Mio. Euro unterstützt. 
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Das Innovationsforderprogramm, fiir das bei seiner 
Einführung keine Erfahrungen Vorlagen und das als 
ersfes derartiges Programm eines Mitgliedstaates von 
der Europäisehen Kommission 2005 genehmigt wor- 
den war, hat sieh insgesamt bewährt. Dadureh, dass im 
starken Maße die Antrag stellenden Werften in die 
Pflieht genommen sind, die teehnisehe Neuheit und 
Förderwürdigkeit ihrer Innovationen zweifelsfrei 
naehzuweisen, bereitet das Antragsverfahren verhält- 
nismäßig geringen bürokratisehen Aufwand. 

Aus der Bereitsehaft der Küstenländer, für das Inno- 
vationsforderprogramm sehriffweise ab 2008 eine 
50-prozentige Kofinanzierung zu übernehmen (als Ge- 
genleistung für die vollsfändige Übernahme des 
Sehiffbau-CIRR-Sysfems dureh den Bund), ergab sieh 
die Nofwendigkeif einer Anpassung der Förderriehtli- 
nie, die in ihrer neuen Fassung Ende April 2008 in 
Kraft getreten ist. Bund und Küstenländer verständig- 
ten sieh in einem konstruktiven Abstimmungsprozess 
darauf, das Programm auf der Grundlage abgesehlos- 
sener Verwaltungsvereinbarungen weiterhin einheit- 
lieh dureh das vom BMWi beauftragte Bundesamt für 
Wirtsehafl und Ausfuhrkontrolle (BAFA) durehführen 
zu lassen. 

Unter Berüeksiehtigung der hälftigen Kofinanzierung 
dureh die Küstenländer sind im Bundeshaushalt fol- 
gende Entwieklungen der Programmmittel vorgese- 
hen: 


Inno- 

vations- 

hilfe 

2007 

2008 

2009 

2010 

(ge- 

plant) 

Snmme 

Mio. 

Euro 

10,9 

10,0 

10,5 

11,0 

42,4 


Gemäß der neu gefassten Förderriehtlinie ist die Inno- 
vationshilfe nun aueh nieht mehr generell bedingt 
rüekzahlbar, sondern nur noeh in bestimmten Förder- 
fällen (Anteil ea. 50 Prozent), wenn ein bestimmtes 
Maß der Förderung übersehritten wird (so genannte 
„Geringfügigkeitsklausel“). Mit dem Wegfall der ge- 
nerellen bedingten Rüekzahlung sollen eine bessere 
Aussehöpfimg des EU-Reehtsrahmens für die Irmova- 
tionshilfe erreieht und sowohl von der Werftindusfrie 
als aueh den Küsfenländem vorgefragene Forderungen 
feilweise umgesefzf werden. 

Grundsäfzlieh isf die Rüekzahlbarkeif im Fall einer er- 
folgreiehen Innovation ein sinnvolles Instrument, um 
die Effizienz von Subventionen zu erhöhen. Im der 
deutsehen Innovationshilfe zugrunde hegenden EU- 
Reeht wird die bedingte Rüekzahlbarkeit allerdings 
nieht verlangt, ln anderen EU-Mitgliedstaaten, in de- 
nen inzwisehen Sehiffbau-l nnovationsfÖrderpro- 
gramme eingeführt wurden (z. B. Frankreieh, Spanien, 
Niederlande), werden den nationalen Werften nieht 
rüekzahlbare Zuwendungen gewährt. Die jetzt nieht 
mehr generelle bedingte Rüekzahlbarkeit beseitigt die 
von der Werftindustrie beklagte Wettbewerbsungleieh- 
heit zumindest teilweise. 


Vom 16. Juni 2008 bis in den Januar 2009 hat der Bun- 
desreehnungshof das Programm „Innovativer Sehiff- 
bau siehert wettbewerbsfähige Arbeifspläfze“ geprüft. 
Als ein Ergebnis der im BMWi, beim BAFA und bei 
zwei Werften vor Ort stattgefündenen Prüfungen wurde 
dem Sehiffbau-lnnovationsfÖrderprogramm eine gute 
Wirksamkeit attestiert. Naeh seiner Auffassung wer- 
den allerdings bestehende Ermessensspielräume zu 
weit ausgenutzt und Verfahrensweisen angewandt, die 
dureh das Haushaltsreeht nieht gedeekt sind. Das 
BMWi wird die Anmerkungen des Bundesreehnungs- 
hofes im Rahmen der für das ersfe Halbjahr 2009 vor- 
gesehenen Evaluierung des Förderprogramms berüek- 
siehtigen. 

Im Juli 2008 haf die EU-Kommission die Geltungs- 
dauer der Rahmenbestimmungen über staatliehe Bei- 
hilfen an den Sehiffbau bis zum 31. Dezember 2011 
verlängert. Mit dieser reehtzeitigen wortgleiehen Ver- 
längerung der EU-beihilfereehtliehen Grundlage kann 
die Innovationsförderung für den deutsehen Sehiffbau 
weitere drei Jahren fortgesetzt werden. 

e) Im Februar 2008 hat das BMWi seine Förderinitiative 
„Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der maritimen 
Wirtsehaft“ bekannt gemaeht. 

Mit diesem neuen Förderprogramm werden Ergeb- 
nisse der 5. Nationalen Maritimen Konferenz am 
5. Dezember 2006 in Hamburg und die Besehlussemp- 
fehlung des Deutsehen Bundestages vom 21. Juni 2007 
zum Antrag der Koalitionsfraktionen „Maritime Wirt- 
sehaft in Deutsehland stärken“ umgesetzt. Grundlage 
der Förderinitiative ist ein erstmals im Bundeshaushalt 
2008 etatisierter entspreehender neuer Haushaltstitel 
mit folgender Mittelausstattung: 


Steigernng der 
Wettbewerbs- 
fähigkeit der 
maritimen 
Wirtschaft 

2008 

2009 

2010 

(ge- 

plant) 

Snmme 

Mio. Euro 

1,5 

1,75 

1,75 

5,0 


Mit der Initiative sollen Projekte und Maßnahmen von 
Unternehmen der deutsehen Werft- und Sehiffbauzu- 
lieferindustrie sowie meeresteehnisehen Industrie un- 
terstützt werden, die bisher weder dureh das auf den 
vorwettbewerbliehen Bereieh begrenzte FuE-Förder- 
programm „Sehifffahrt und Meeresteehnik für das 
21. Jahrhundert“ noeh dureh das nur für den Seesehiff- 
bau anwendbare Förderprogramm „Innovativer Sehiff- 
bau siehert wettbewerbsfähige Arbeifspläfze“ unfer- 
sfüfzf werden konnfen. 

Ziel und Zweek der Inifiative isf die Förderung von 
Projekten und Maßnahmen, die geeignet sind, die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutsehen maritimen Wirt- 
sehaft zu steigern, wie z. B. dureh 

- verbesserte Teilhabe der deutsehen Werft- und 
Sehiffbauzulieferindustrie sowie meeresteehni- 
sehen Industrie an der waehsenden umweit- und 
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klimaschutzorientierten Nachfrage der maritimen 
Märkte, 

- Erhalt und Weiterentwicklung der Systemkompe- 
tenz der deutschen Werftindustrie, 

- Sicherung des Ingenieur- und Fachkräftenach- 
wuchses sowie Erhaltung von Beschäftigung und 
Qualifikation in der deutschen maritimen Industrie, 

- stärkere Vernetzungen und besserer Marktzugang 
von Unternehmen der deutschen meerestechni- 
schen Industrie, 

- Umsetzung des nationalen Masterplanes für eine 
künftige maritime Technologiepolitik. 

ln der noch andauernden Anlaufphase des neuen För- 
derprogramms wurden bisher drei Förderanträge ein- 
gereicht und geprüft. Ein Antrag über eine Zuwendung 
von knapp 400 000 Euro an ein durch die Technische 
Universität Hamburg-Harburg koordiniertes Projekt- 
konsortium aus mehreren Werften und Schiffbauzulie- 
ferem konnte noch in 2008 positiv entschieden werden. 

Nachwuchssicherung, Aus- und Weiterhildung 
qualifizierter Fachkräften sind der Schlüssel der 
maritimen Zukunft der deutschen Schiffhauindustrie 

a) Die länderübergreifende Arbeitsgruppe „Schiffbauli- 
che Hochschulausbildung und Forschung“ (AG) hat 
ihren Auftrag erfüllt. Auf der 5. Nationalen Maritimen 
Konferenz wurden unter der Überschrift „Werften und 
Schiffbauzulieferindustrie - mit Ausbildung und Inno- 
vation wettbewerbsfähig in die Zukunft“ die Themen 
Forschung, Qualifizierung und Mitarbeiferkompeten- 
zen als Schlüssel der maritimen Zukunft diskutiert und 
Einigkeit darüber erzielt, dass das entscheidende Fak- 
toren für die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 
sind. Die daraufhin eingesetzte länderübergreifende 
Arbeitsgruppe erhielt den Auftrag, einen Bericht zur 
Ausbildungssituation an den Hochschulen im Schiff- 
baubereich zur nächsten Nationalen Maritimen Konfe- 
renz zu erarbeiten. 

Im Ergebnis der intensiven, durch die Behörde für 
Wissenschaft und Forschung der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg koordinierten Arbeit der AG wurden 
drei grundsätzliche Anknüpfungspunkte identifiziert, 
die das Angebot an akademischen Fachkräften für die 
marifime Wirtschaft beeinflussen können: 

- die Erhöhung des Studieninferesses im Bereich 
Schiffbau und Meeresfechnik, 

- die Bereifsfellung ausreichender Ausbildungskapa- 
zifäfen für Sfudienanfänger, 

- die Erhöhung der Studienerfolgsquoten. 

Die AG arbeitet auf der Grundlage dieser Anknüp- 
fungspunkte derzeit Handlungsempfehlungen aus, die 
auf der 6. Nationalen Maritimen Konferenz vorgestellt 
werden sollen. 

b) Das vom BMWi mit 185 000 Euro geförderte Pilotpro- 
jekt eines Arbeitskräftepools der Sozialpartner zur 


Vermeidung von Entlassungen, zum Ausgleich von 
Beschäftigungsschwankungen zwischen Werften und 
zur Weiterbildung von Mitarbeitern wurde im Herbst 
2008 erfolgreich abgeschlossen. 

Im Ergebnis der Studie wird nachgewiesen, dass der 
von der Werftindustrie und der IG Metall Bezirk Küste 
angeregte maritime Beschäftigungspool grundsätzlich 
machbar ist. Die Studie zeigt aber auch zukünftigen 
Handlungsbedarf auf, den es zur erfolgreichen Umset- 
zung des Konzeptes in die Praxis noch zu bewältigen 
gilt. 

Die dem Beschäftigungspool zugrunde liegende Idee, 
in Zeiten unterschiedlicher Auslastungen der teilneh- 
menden Schiffbauuntemehmen zwischen diesen Un- 
ternehmen Beschäftigte auszutauschen und dadurch 
Qualifikation zu erhalten sowie - um diesen Aus- 
tausch zu fördern - auch Qualifikationsprofile der 
Beschäftigten zu verbessern und anzupassen, erhält 
gerade in der gegenwärtigen Situation sich abzeich- 
nender negativer Auswirkungen der globalen Finanz- 
und Bankenkrise auf die Auftragslage der Werften ak- 
tuelle Bedeutung. Bezüglich der finanziellen Wirkun- 
gen des maritimen Beschäftigungspools belegt die 
Studie, dass das Poolkonzept deutliche Vorteile gegen- 
über der Finanzierung von Kurzarbeit hat. Insofern er- 
gibt sich hier eine Win-Win-Situation für alle Befeilig- 
fen. 

c) Eine wirkungsvolle Unterstützung der Gewinnung von 
Fachkräftenachwuchs für die Schiffbauindustrie durch 
Werbemaßnahmen an Schulen wurde mit der 2006, 
2007 und 2008 durchgeführten Schiffbauwoche er- 
reicht. An dieser vom europäischen Schiffbauverband 
GESA und dem Metallgewerkschaftsbund EMB ini- 
tiierten europaweiten Kampagne beteiligen sich die 
deutsche Schiffbau- und meerestechnische Industrie, 
vertreten durch die Gesellschaft für Marifime Technik 
(GMT), die IG Metall Küste, NORDMETALL und 
den Verband für Schiffbau und Meeresfechnik (VSM), 
sowie Industrie- und Hochschulpartner, ln Rahmen 
der 2008 unter der Schirmherrschaft der Maritimen 
Koordinatorin stattgefundenen deutschen Schiffbau- 
woche wurden bundesweit in mehr als 20 Berufsbil- 
dungsveranstaltungen Schülern und Lehrern ein brei- 
tes Spektrum von Betriebsbesichtigungen, Probevorle- 
sungen, schiffstechnischen Präsentationen und prakti- 
schen Übungen geboten. 

V. Maritime Technoiogien 

Bedeutung der Maritimen Technologien 

Der insbesondere in den Schwellenländem rasant stei- 
gende Energie- und Rohstoffbedarf geht mit einer Ver- 
knappung der landseitigen Ressourcen einher und zwingt 
zur Exploration und Gewinnung unterseeischer Ressour- 
cen. Ebenso nimmt der Klima- und Umweltschutz eine 
immer größere Bedeutung ein. Damit gewinnt die Mee- 
restechnik weltweit zunehmend an Bedeutung. Sie gehört 
zu den Hightech-Branchen mit den höchsten Wachstums- 
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potenzialen und steht vor großen teehnologisehen He- 
rausforderungen. 

Aueh im Rahmen der integrierten europäisehen und na- 
tionalen Meerespolitik spielt die Meeresteehnik eine 
wiehtige Rolle. Ein angemessenes Gleiehgewieht von 
verantwortungsvoller wirtsehaftlieher Nutzung der Mee- 
resressoureen und Sehutz der Meeresumwelt erfordern 
die Entwieklung neuer Teehnologien und innovativer 
Ideen. 

Deutsehe Unternehmen verfügen über ein beaehtliehes 
meeresteehnisehes Know-how und sind in der Lage, sieh 
diesen Herausforderungen zu stellen. Sie können mit ih- 
ren teehnologisehen Kemkompetenzen international eine 
Sehlüsselrolle übernehmen und so Waehstum und Be- 
sehäftigung in Deutsehland siehem und weiter ausbauen. 
Große Marktehaneen bestehen in der maritimen Umwelt- 
teehnik, der Polarteehnik, der Offshore-Teehnik zur Öl- 
und Gasgewinnung sowie der Gewinnung von minerali- 
sehen Rohstoffen am Meeresboden. Diese Bereiehe sind 
Bestandteil der Highteeh- Strategie der Bundesregierung. 
Große energiepolitisehe Perspektiven bieten darüber hi- 
naus die Offshore-Windenergie sowie die Nutzung des 
gewaltigen Energiepotenzials der Weltmeere. 

Die meeresteehnisehe Industrie hat in den letzten Jahren 
große Sehritte gemaeht - sowohl in Waehstum und Ent- 
wieklung als aueh in der Siehtbarkeit der Branehe. Ob- 
wohl aueh die meeresteehnisehe Industrie von den Aus- 
wirkungen der internationalen Finanzmarktkrise sowie 
den sinkenden Rohstoffpreisen betroffen und eine ge- 
wisse Abkühlung des bisherigen Naehfragebooms zu er- 
warten ist, bleibt sieein Bereieh mit guten Zukunfts- und 
Besehäftigungsehaneen. 

Erklärtes Ziel der deutsehen meeresteehnisehen Industrie 
ist es, ihre Systemkompetenz zu nutzen, um ihren Welt- 
marktanteil an meeresteehnisehen Produkten, der mit der- 
zeit 3 Prozent deutlieh unter ihren Mögliehkeiten liegt, 
signifikant zu erhöhen. Die für den Weltmarkt erforderli- 
ehen Teehnologien müssen zielgeriehtet und reehtzeitig 
entwiekelt werden. Hierzu müssen die Unternehmen die 
internationale Vernetzung sowie die Zusammenarbeit mit 
der Wissensehaft weiter intensivieren und ihre Aktivitä- 
ten konsequent auf die arbeitsteilige Entwieklung kom- 
plexer Systemlösungen ausriehten. 

Politische Flankierung 

Insbesondere für die Positionierang deutseher Produkte 
und Entwieklungen in internationalen Märkten ist eine 
politisehe Flankierung dureh die Bundesregierung von 
Bedeutung. Das BMWi unterstützt die Branehe dureh 
Präsenz und Teilnahme an nationalen und internationalen 
branehenspezifisehen Diskussionen, Veranstaltungen so- 
wie Messen und führt zielgeriehtet Gespräehe für den 
Ausbau von Kooperationen. Hierzu gehört eine Intensi- 
vierung der Zusammenarbeit zwisehen Deutsehland und 
Norwegen, so u. a. auf dem Gebiet der Förderteehnik von 
Öl, Gas und mineralisehen Rohstoffen im Offshorebe- 
reieh, der Polarteehnik sowie der Nutzung des Nördliehen 
Seeweges. 


Die Bundesregierung erstellt einen Nationalen Master- 
plan Maritime Teehnologien mit Empfehlungen für eine 
künftige kohärente maritime Teehnologiepolitik von 
Bund und Ländern. Hierzu laufen unter der F ederführung 
des BMWi seit 2007 Abstimmungen zwisehen den Ak- 
teuren aus Politik, Wirtsehaft und Wissensehaft. Eine 
enge Zusammenarbeit von Bund, Küstenländern, Verbän- 
den und Vertretern der Wissensehaft ist für die Erarbei- 
tung des überregionalen, von der Branehe akzeptierten 
Masterplans unerlässlieh. Die Fertigstellung des Master- 
plans ist für 2010 und damit reehtzeitig vor der 7. Natio- 
nalen Maritimen Konferenz vorgesehen. 

Ziel des Nationalen Masterplans Maritime Teehnologien 
und der vorzunehmenden Sehritte ist eine Stärkung der 
meeresteehnisehen Industrie im internationalen Wettbe- 
werb. Um dies zu erreiehen, sollen strukturelle Entwiek- 
lungsmögliehkeiten insbesondere im Bereieh Forsehung, 
Entwieklung und Innovation sowie Chaneen für deutsehe 
Unternehmen und Institutionen im internationalen Wett- 
bewerb aufgezeigt werden. Ziel ist ferner ein Aktionsplan 
mit Handlungsempfehlungen zur strategisehen Ausrieh- 
tung von Politik, Wirtsehaft und Wissensehaft unter 
Berüeksiehtigung wirtsehaftlieher und naehhaltiger Er- 
folgsaussiehten. Der Nationale Masterplan Maritime 
Teehnologien soll Grundlage für eine stärkere Vernetzung 
von Teilbereiehen und die Bildung von Clustern sein, um 
Kemkompetenzen von Wissensehaft, Forsehung und 
Wirtsehaft zu identifizieren und zu bündeln. 

Voraussetzung hierfür ist die Analyse der aktuellen Situa- 
tion der deutsehen Wirtsehaft im Bereieh der Meeresteeh- 
nik - einsehließlieh der Positionsbestimmung Deutseh- 
lands im weltweiten Vergleieh - sowie die Untersuehung 
und das Aufzeigen von Perspektiven (Bestandsanalyse, 
Bedarfsanalyse, Potenzialanalyse) und zukunftsfähigen 
Sfmkfuren der meeresfeehnisehen Indusfrie. Angesfrebf 
wird eine sfärkere überregionale Vemefzung. 

Die Vergabe einer Sfudie für den Bereieh marine minera- 
lisehe Rohstoffe dureh das Niedersäehsisehe Minisferium 
für Wirfsehaft, Arbeit und Verkehr ist eingeleitet. Nieder- 
saehsen hatte im Naehgang zur 5. Nationalen Maritimen 
Konferenz diese Aufgabe übernommen, das BMWi be- 
teiligt sieh zur Hälfte an den Kosten. Gegenstand dieser 
Betraehtungen sollen die Teehnologien zur Nutzung 
(Aufsuehung, Gewinnung und Aufbereitung) mariner 
mineraliseher Lagerstätten sein, deren wirtsehaftliehes 
Potenzial aufgmnd der weltweiten Rohstoffnaehfrage zu- 
nimmt; erste Ergebnisse werden zur 6. Nationalen Mariti- 
men Konferenz erwartet. Die Studie soll als Zuarbeit und 
zukünftiger Bestandteil des Nationalen Masterplans Ma- 
ritime Teehnologien den Bereieh Forsehung und Ent- 
wieklung für marine mineralisehe Rohsfoffe entlang der 
Wertsehöpfungskette analysieren und Handlungsempfeh- 
lungen aufzeigen. 

Ebenso ist als Grandlage für den Masferplan die Aus- 
sehreibung einer Sfudie zur Sfärkung der deufsehen mee- 
resfeehnisehen Industrie im internationalen Wettbewerb 
dureh das BMWi inzwisehen auf den Weg gebraeht wor- 
den. Hierbei wird oben genannte Studie zu marinen mine- 
ralisehen Rohstoffen vollständig berüeksiehtigt. 
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ln die Erstellung des Masterplans fließen ferner die Er- 
gebnisse von Initiativen und Aktivitäten des BMWi zu 
spezifischen Bereichen ein. Im Zuge der internationalen 
Messe „Baltic Future“ vom 18. bis 20. November 2008 
veranstaltete das BMWi am 20. November 2008 gemein- 
sam mit der Gesellschaft für Maritime Technik (GMT) ei- 
nen Workshop „Maritime Technik“. Ziel des Workshops 
war, die maritime Messtechnik als ein zukunftsorientier- 
tes, hoch innovatives und für die deutsche maritime Wirt- 
schaft an Bedeutung zunehmendes Aufgabengebiet in das 
Bewusstsein der Öffentlichkeit zu rücken und die Bedeu- 
tung der Zusammenarbeit von Wirtschaft und Wissen- 
schaft hervorzuheben. Weitere Workshops sind in Pla- 
nung: Voraussichtlich in der zweiten Jahreshälfte 2009 
findet in Zusammenarbeit mit den Verbänden sowie der 
Norwegischen Handelskammer ein Workshop zur Inten- 
sivierung der Kooperation von Deutschland und Norwe- 
gen im Offshore -Bereich statt. Ein weiterer Workshop ist 
am 12. Mai 2009 anlässlich der internationalen Meeres- 
technikkonferenz „OCEAN’s 2009“ in Bremen in Zusam- 
menarbeit mit den Veranstaltern und Verbänden geplant, 
vorgesehenes Thema ist „Die Tiefsee als Technologietrei- 
ber - Anlagen und Stationen am Meeresboden“. 

Die Erstellung des Nationalen Masterplans Maritime 
Technologien wird Thema des Meerestechnik- Workshops 
auf der 6. Nationalen Maritimen Konferenz sein. Es geht 
um Strategien sowie konkrete und nachhaltige Hand- 
lungsempfehlungen zur Stärkung der Meerestechnik im 
internationalen Wettbewerb, ln diesem Rahmen sollen 
Unterwassersysteme zur Ressourcengewinnung aus dem 
Meer als Zukunftsfelder der Meerestechnik mit besonde- 
ren Wachstumschancen dargestellt und diskutiert werden. 

Forschung und Entwicklung 

Für die Weiterentwicklung der Systemkompetenz deut- 
scher Unternehmen ist die Stärkung der Innovationsfähig- 
keit wesentlich. Das bedeutet Investitionen in Forschung, 
Entwicklung und Innovation. 

Die Bundesregierung leistet bei der Erweiterung des vor- 
handenen Wissens- und Erfahrungspotenzials der deut- 
schen meerestechnischen Industrie und Wissenschaft 
wirksame Unterstützung. Sie verfolgt das Ziel, Deutsch- 
land zu einem meerestechnischen Hightech-Standort aus- 
zubauen und fordert Unternehmen und Forschungsein- 
richtungen bei der gemeinsamen Entwicklung innovativer 
Systemlösungen, die von der Exploration über die Ge- 
winnung bis zum Abtransport der Rohstoffe reichen. 

Im Rahmen des Forschungsprogramms „Schifffahrt und 
Meerestechnik für das 21. Jahrhundert“ haf das BMWi 
seit 2006 insgesamt 19,8 Mio. Euro zur Förderung mee- 
restechni scher Forschungs- und Entwicklungsprojekte 
zur Verfügung gesfellt. Die gezielfe Förderung von For- 
schung und Entwicklung soll dazu beitragen, die Inno- 
vations- und Leistungsfähigkeit der Branche zu sichern 
und auszubauen. Die Förderaktivitäten des BMWi 
konzentrierten sich dabei auf folgende Forschungsberei- 
che: 


- Gas- und Öl-Offshoretechnik 

Nach Einschätzung von Experten wird der steigende 
Energieverbrauch bis 2030 zu mehr als 80 Prozent aus 
fossilen Energieträgern abgedeckt werden müssen. 
Eine entscheidende Rolle spielt dabei die OffshorefÖr- 
derung von Erdöl und Erdgas, deren Anteil bis 2015 
voraussichtlich auf über 40 Prozent steigen wird. Da- 
mit wird die weltweite unterseeische Produktion die- 
ser Rohstoffe deutlich stärker expandieren als die För- 
derung an Land. 

Die stark zunehmende Erschließung submariner Öl- 
und Gasfelder, die für die kommenden Jahre ein weif 
überdurchschnittliches Marktwachstum erwarten lässt, 
stellt extrem hohe Anforderungen an die benötigten Ge- 
räte, Systeme und Dienstleistungen, die ohne engagierte 
Forschungs- und Entwicklungstätigkeit nicht zu erfül- 
len sind. Die deufsche Meeresfechnik isf mif ihren 
hoch qualifizierfen Fachkräften in der Lage, hierzu ei- 
nen wichtigen Beitrag zu leisten. 

Im Rahmen der Initiative „Go Subsea“ arbeiten seit 
2006 industrielle und institutionelle Partner in dem 
Verbundprojekt ISUP (Integrierte Systeme für die Un- 
ferwasserprodukfion von Kohlenwasserstoffen) erfolg- 
reich zusammen, um unter Einsatz spezieller Mehr- 
phasenpumpen eine am Meeresboden installierte 
Systemplattform zur Gewinnung von Erdöl und Erd- 
gas zu entwickeln. Das Verbundprojekt wird vom 
BMWi mit 5,2 Mio. Euro gefördert. 

Parallel zur Entwicklung dieser Systemplattform wird 
die Mehrphasenpumptechnologie in zwei Verbundpro- 
jekten, die das BMWi im Zeitraum 2006 bis 2010 mit 
insgesamt 4,7 Mio. Euro fordert, weiter vorangetrie- 
ben. Mit Unterwasser-Mehrphasenpumpen können 
Gemische aus Erdöl, Erdgas und unverwertbaren Bei- 
mengungen ohne die sonst übliche vorherige Kompo- 
nententrennung direkt aus dem Meeresboden über Un- 
terwasser-Pipelines an Land gepumpt werden. Erst 
dort erfolgt die Aufbereitung des Gemisches, so dass 
ein unwirtschaftliches und Umwelt belastendes „Abfa- 
ckeln“ wertvoller Erdgasbestandteile entfällt. Ziel ist 
es, die Mehrphasenpumptechnologie, die als zukunfts- 
fähige Alternative zu herkömmlichen Ölplattformen 
gilt, für höhere Pumpleisfungen und beliebige Ge- 
mischzusammensetzungen in Zusammenarbeit mit 
Russland weiterzuentwickeln. 

- Marine Methanhydrate 

Vor dem Hintergrund rapide steigender Brennstoffkos- 
ten rückt die Suche nach neuen Energieressourcen ver- 
stärkt in den Fokus. Ein relativ junger Schwerpunkt 
der internationalen Rohstoffforschung befasst sich mit 
der Gewinnung und Nutzung von Methanhydraten, die 
unter dem Meeresboden lagern. Expertenschätzungen 
zufolge handelt es sich dabei um Vorräte, die insge- 
samt mehr Energie liefern als alle konventionellen La- 
gerstätten von Kohle, Erdöl und Erdgas zusammen. 
Deutschland gilt als eines der führenden Länder auf 
dem Gebief der Methanhydrafforschung. Aufbauend 
auf den Ergebnissen der in den lefzfen Jahren vom 
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Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) geforderten Methanhydrat-Grundlagenfor- 
schung wurde Mitte 2008 das stärker technologisch 
ausgerichtete Verbundprojekt SUGAR (Submarine Gas- 
hydrat-Lagerstätten: Erkundung, Abbau und Trans- 
port) auf den Weg gebracht. Die 21 Partner aus Indus- 
trie und Wissenschaft haben sich das Ziel gesetzt, in 
einem integrierten Ansatz neue Technologien für die 
gesamfe Innovationskefte zu entwickeln, die vom Auf- 
spüren neuer Lagerstätten über die Gewinnung des 
Methangases bis hin zu dessen Abtransport reicht. Be- 
sonders viel versprechend ist die vorgesehene Kopp- 
lung der Methangewinnung mit der Deponierung des 
umweltschädlichen Kohlendioxids, wie es z. B. in 
Kohlekraftwerken anfällt. Das Verbundprojekt wird 
gemeinsam vom BMWi (7,3 Mio. Euro) und BMBF 
(2,7 Mio. Euro) mit insgesamt 10 Mio. Euro gefördert. 

- Unterwasserrobotik 

Ein erhebliches Zukunftspotenzial kommt der Unter- 
wasserrobotik für den Einsafz in der Tiefsee zu, in der 
direkte Interventionsmöglichkeiten des Menschen 
nicht gegeben sind. Es werden zunehmend fernge- 
lenkte oder weitestgehend autonom agierende Unter- 
wasserfahrzeuge und Robotersysteme mit hoch inte- 
grierter Sensorik benötigt, um in Meerestiefen bis zu 
6 000 m Systeme und Anlagen montieren, inspizieren 
und warten zu können. Dazu muss die „Intelligenz“ 
der Systeme durch Softwarekomponenten schrittweise 
so erhöht werden, dass nicht nur Arbeitsoperationen 
zuverlässig ausgeführt, sondern auch unvorhergese- 
hene Situationen wie die Umgehung von Hindernissen 
oder der Ausfall von Teilsystemen optimal bewältigt 
werden können. 

Ein erster Ansatz für die Entwicklung derartiger „intelli- 
genter“ Unterwassersysteme stellt das Projekt „C-Ma- 
nipulator“ dar, das vom BMWi mit 1,2 Mio. Euro 
gefördert wird. Angestrebt wird ein Tiefsee-Manipula- 
tionssystem für zwei einfache Operationen: Das Sys- 
tem soll ohne Eingriff des Menschen selbständig in 
der Lage sein, Objekte zu greifen und wieder abzuset- 
zen sowie elektrische Steckverbindungen herzustellen. 

Das System soll die Voraussetzungen für autonomes 
Docking schaffen und stellt eine gute Grundlage für 
künftige Funktionserweiterungen und Einsatzmöglich- 
keiten in der Tiefsee dar. 

Autonome Unterwasser-Fahrzeuge und -Manipula- 
tionssysteme sind in der Tiefsee extrem hohen Drü- 
cken ausgesetzt. Herkömmliche Systeme, bei denen 
die Baugruppen in Druckkammern untergebracht sind, 
stoßen daher wegen der hohen Anforderungen an die 
Festigkeit, Dichtheit, Korrosionsbeständigkeit und 
Langzeitstabilität schnell an ihre Grenzen. Eine ele- 
gante und aussichtsreiche Lösung dieses Problems 
wird im Rahmen des Verbundprojekts „Druckneutrale 
Systeme“ entwickelt, das vom BMWi mit 1,4 Mio. 
Euro gefördert wird. Durch Einbettung der Baugrup- 
pen, Batteriesysteme und Verkabelungen in isolie- 
rende Kunststoffe entstehen druckneutrale Systeme, 


die es gestatten, Unterwasser-Fahrzeuge, -Manipula- 
tionssysteme und -Anlagen zu bauen, die nicht nur 
leichter, kleiner, robuster und kostengünstiger sind als 
herkömmliche Druckkammerlösungen, sondern auch 
in jeder beliebigen Tiefe einsetzbar sind. 

- Marine mineralische Rohstoffe 

Die Begrenztheit der landseitigen Ressourcen und der 
weltweit steigende Rohstoffbedarf zwingen zur Explo- 
ration und Gewinnung unterseeischer Reserven. Deut- 
sche Unternehmen können mit ihren technologischen 
Kemkompetenzen eine Schlüsselrolle bei der Erkun- 
dung sowie bei der wirtschaftlichen und umweltge- 
rechten Gewinnung mariner mineralischer Rohstoffe 
übernehmen und so Wachstum und Beschäftigung in 
Deutschland sichern und weiter ausbauen. 

Das BMWi beabsichtigt, das Forschungsprogamm 
„Schifffahrt und Meerestechnik für das 21. Jahrhun- 
dert“ um den Bereich „Marine Mineralische Roh- 
stoffe“ zu erweitern. Zur Festlegung der Förderthemen 
wird 2009 eine Bestands- und Potenzialanalyse für 
diesen Bereich durchgeführt. Noch vor Einrichtung 
des neuen Förderbereichs wird das BMWi im Rahmen 
einer Pilotphase Fördermittel von insgesamt 2,1 Mio. 
Euro für die Durchführung eines Demonsfrafionspro- 
jektes zur Verfügung sf eilen. Unter der Federführung 
der Bundesansfalt für Geowissenschaften und Roh- 
stoffe (BGR) wird sich das Projekt mit wirtschaftli- 
chen und technologischen Fragestellungen zur Explo- 
ration und Gewinnung von Manganknollen sowie mit 
der Ablösung und Förderung von Mangankrusten in 
der Tiefsee befassen. 

- Polartechnik und Nutzung des Nördlichen Seeweges 

Aus der sich abzeichnenden Energieverknappung ei- 
nerseits und den abnehmenden Eisdicken in der Arktis 
andererseits ergeben sich starke Impulse für die Ent- 
wicklung von Technologien zur Gewinnung und für 
den Abfransport von Öl und Gas aus den eisbedeckten 
arktischen Gewässern Russlands. Gleichzeitig wächst 
das Interesse an einer wirtschaftlichen Nutzung des 
Nördlichen Seeweges als kürzester Verbindung zwi- 
schen Europa und Ostasien. Ein Forschungsprojekt, 
das sich in Zusammenarbeit mit russischen Partnern 
der Eis-Routen-Optimierung in arktischen Gewässern 
widmen wird, ist gegenwärtig in Vorbereitung. Arktis- 
verkehre werden allerdings schwerpunktmäßig zu- 
nächst zu Transporten von Ausrüstungen zu den neuen 
Abbaustellen von Bodenschätzen und zur Beförderung 
von dort gewonnenen Bodenschätzen, wie z. B. Erd- 
gas, in die europäischen Industriegebiete führen. 

VI. Offshore-Windenergie 

Die wesentlichen Ergebnisse und Handlungsempfehlun- 
gen des Offshore-WindenergieWorkshops auf der Fünften 
Nationalen Maritimen Konferenz in Hamburg 2006 spie- 
geln sich in den nachfolgenden Eckpunkten wider: 

- zügige Umsetzung der Netzanbindungsregelung nach 
dem Energiewirtschaftsgesetz und Moderation des 
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Netzanbindungsprozesses dureh die Bundesregierung 
auf der Grundlage transparenter und diskriminierungs- 
freier Kriterien, 

- Realisierung des Offshore-Testfelds in 2008, 

- Sehaffung stabiler wirtsehaftlieher Rahmenbedingun- 
gen, 

- Optimierung bestehender Netze sowie zügige Reali- 
sierung der notwendigen Netzausbaumaßnahmen un- 
ter Begleitung der Bundesregierung, 

- Verstärkung der Offshore-Forsehungsaktivitäten, 

- verstärkte Vernetzung der Offshore- Windenergiebran- 
ehe mit der maritimen Wirtsehaft. 

Zentrale Ergebnisse und Forderungen wurden dureh die 
Bundesregierung aufgegriffen und in konkreten Maßnah- 
men (Erneuerbare-Energien-Gesetz, Energieleitungsaus- 
baugesetz, Offshore-Testfeld alpha ventus) umgesetzt 
bzw. angegangen. Aufgrund der aktuellen Marktsituation 
im Offshore-Bereieh wird aber dennoeh deutlieh, dass es 
noeh weiterer Anstrengungen bedarf, um die erhebliehen 
wirtsehaftliehen und Klimasehutzpotenziale der Off- 
shore-Windenergie für den Wirtsehaftsstandort Deutseh- 
land zu erschließen und damit im europäischen Wettbe- 
werb bei der Realisierung von Offshore- Windparks eine 
führende Rolle zu übernehmen. 

Ausbauziele der Buudesregieruug im Bereich 
der Offshore Wiudeuergie 

Mit der Novellierung des Emeuerbare-Energien-Gesetzes 
(EEG) 2008 wurde das gesetzliche verankerte Ziel der 
Bundesregierung zum Ausbau der emeuerbaren Energien 
im Strombereich deutlich angehoben. Bis 2020 sollen 
mindestens 30 Prozent der Stromerversorgung durch er- 
neuerbare Energien erreicht und der Anteil danach konti- 
nuierlich weiter erhöht werden (§ 1 EEG 2009). Bezogen 
auf den Endenergieverbrauch soll der Anteil der emeuer- 
baren Energien im Jahr 2020 mindestens 18 Prozent be- 
tragen. 

Die Windenergie wird dabei kurz- und mittelfristig den 
Hauptbeitrag am stetig wachsenden Anteil des Stroms aus 
emeuerbaren Energien leisten. Neben dem weiteren Aus- 
bau der Windenergie an Land, insbesondere dem Re- 
powering von Altanlagen wird der Schwerpunkt im 
Bereich der Offshore-Windenergie liegen. Die Bundes- 
regiemng hat bereits im Jahr 2002 hierzu die „Strategie 
zum Ausbau der Windenergienutzung auf See (Offshore- 
Strategie)“ beschlossen. 

Bis 2030 wird entsprechend der Offshore-Strategie aus 
dem Jahr 2002 ein Anteil der Windenergie an der gesam- 
ten deutschen Stromerzeugung bei Erreichen der Wirt- 
schaftlichkeit von mindestens 25 Prozent' (onshore: 10 Pro- 
zent, offshore: 15 Prozent) für möglich gehalfen. Dabei 
sind offshore 20 000 bis 25 000 MW insfallierter Leis- 
tung bis 2030 möglich. Der dann mögliche jährliche 
Stromertrag aus Offshore-Windenergieanlagen wird auf 


• BMU geht inzwischen von mindestens 30 Prozent Windenergie- 
Strom für 2030 aus. 


85 bis 100 TWh geschätzt und entspräche damit ca. 15 Pro- 
zent des Stromverbrauchs in Deutschland bezogen auf 
das Jahr 1998. Für den Onshore-Bereich kann aus heuti- 
ger Sicht mit einem höheren Wert gerechnet werden. 

Aus verschiedenen Gründen haben sich die Zwischenziele 
der Strategie (2006: 500 MW, 2010: 2 000 bis 3 000 MW) 
als nicht umsetzbar erwiesen. Die Klämng gmndlegender 
Fragen zu den technischen Herausfordemngen und zur 
Netzanbindung haben zu vorher nicht absehbaren Verzö- 
gemngen geführt. Aber auch die gesammelten Erfahmn- 
gen aus ersten realisierten Offshore-Projekten in andern 
Ländern Europas haben gezeigt, dass der Schritt Offshore 
nur mit einer erprobten und deutlich weiterentwickelten 
Technologie nachhaltig angegangen werden sollte. 

Das Ziel für 2030 wird dennoch als realisierbar angese- 
hen, wenn ab 2009 neben dem Offshore-Tesffeld alpha 
venfus auch der Einsfieg in den Bau der ersfen kommer- 
ziellen Windparks geling!. Hierfür bedarf es angesichfs 
der aktuellen Probleme bei der Projektfinanzierung in den 
Bereichen Insfallationsgeräf, Hafenausbau, Aufbau von 
Produktionskapazitäten und Offshore- Windparks sowie 
der Frage der Netzanbindung aber noch weiterer Anstren- 
gungen aller Beteiligten. 

Nachdem bisher nur Einzelanlagen in unmittelbarer Nähe 
zur Küste errichtet wurden, wurde in 2008 mit dem Bau 
des Offshore-Testfelds alpha ventus 40 km vor der Nord- 
seeinsel Borkum in unmittelbarer Nähe zur Forschungs- 
plattform Fino P begonnen. Erstmalig wurden unter re- 
alen Bedingungen mit der Errichtung der Offshore-Um- 
spannplattform sowie der Realisierung der Netzanbin- 
dung in Wassertiefen zwischen 20 und 30 m vor der deut- 
schen Küste praktische Erfahrungen gesammelt. Die 
Errichtung der 12 Offshore-Windenergieanlagen ist ab 
Frühjahr 2009 vorgesehen. 

Ab 2009/2010 werden dann auch die ersten kommerziel- 
len Windparks gebaut. Bis Ende 2011 könnten Offshore- 
Windparks mit einer Leistung von etwa 1 500 MW in Bau 
gehen und die Produktionskapazitäten so ausgeweitet 
worden sein, dass ab 2012 jährlich ein regelmäßiger Zu- 
wachs auf hohem Niveau möglich sein wird. Hierfür 
kommt der erfolgreichen Realisierung der Startphase bis 
2011/2012 eine große Bedeutung zu. 

Für 2020 geht die Bundesregierung von rd. 10 000 MW 
Offshore-Leistung aus. Danach wird sich aufgrund der 
Technologieentwicklung im Bereich Anlagen- sowie In- 
stallationstechnik der Ausbau weiter beschleunigen, so 
dass bis zu 25 000 MW bis 2030 erreicht werden. Dies 
wird u. a. auch durch das Leitszenario 2008 des Bundes- 
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit (BMU) unterstrichen. 

Umsetzung der Offshore-Strategie der 
Bundesregierung 

Die Ergebnisse und Empfehlungen des Offshore -Work- 
shops der 5. Nationalen Maritimen Konferenz in Ham- 


2 http://www.fino-offshore.de 
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bürg 2006 wurden u. a. für eine Weiterentwieklung der 
Offshore-Strategie der Bundesregierung genutzt. Um die 
Ausbauziele zu erreiehen, die sieh Deutsehland für den 
Ausbau der Offshore- Windenergie gesefzf haf, wird eine 
mehrgleisige Strategie verfolgt, die aktuell folgende 
Sehwerpunkte setzt: 

1 . Optimierung der gesetzliehen Rahmenbedingungen in 
den Bereiehen: 

- Wirtsehaftliehkeit 

- Netzanbindung der Offshore-Windparks 

- Netzausbau an Land 

- Genehmigungsverfahren und Raumordnung für die 
aussehließliehe Wirtsehaflszone (AWZ) in Nord- 
und Ostsee 

2. Sehaffung einer breiten gesellsehaftliehen Akzeptanz 

3. Erprobung, teehnologisehe Weiterentwieklung und 
Ökologisehe Erforsehung der Offshore- Windenergie in 
der Startphase, u. a. dureh den Bau eines Offshore- 
Testfeldes 

4. Marktentwieklung in Deutsehland 

Optimierung der gesetzlichen Rahmenbedingungen 

Wirtschaftlichkeit 

Die Bundesregierung und der Deutsehe Bundestag haben 
seit 2006 im EEG sowie EnWG zahlreiehe Maßnahmen 
umgesetzt, um die Wirtsehaftliehkeit der Nutzung der 
Offshore-Windenergie in Deutsehland zu fördern. 

Vergütung (Emeuerbare-Energien-Gesetz (EEG)) 

- 2008 wurde mit der Novelle des EEG (Inkrafttreten 
1 . Januar 2009) auf die Kostenentwieklung im Anla- 
genbau sowie die veränderten wirtsehaftliehen Rah- 
menbedingungen im europäisehen Ausland reagiert: 

- Vergütungsansprueh: 20 Jahre 

- Höhe der Vergütung: 13 Ct/kWh für 12 Jahre, Ver- 
längerung in Abhängigkeit von Küstenentfemung 
und Wassertiefe; ansehließend 3,5 Ct/kWh 

- Zahlung eines zusätzliehen Sehneilstarterbonus 
von 2 Ct/kWh für Anlagen, die bis Ende 2015 in 
Betrieb genommen werden 

- j ährliehe Degression ab 2015: 5 Prozent 

- Verzieht auf die übliehe Erhebung von Entgelten für 
die Nufzung von Bundeswassersfrassen für die Errieh- 
tung und den Betrieb von Windenergieanlagen auf See 
zunäehst für Anlagen, die bis zur näehsfen Novellie- 
rung des EEG in Befrieb gehen. 

Netzanbindung (Energiewirtsehaftsgesefz - EnWG) 

Mit dem 2006 in Kraft getretenen Infrastrukturplanungs- 
besehleunigungsgesetz sind die Übertragungsnetzbetrei- 
ber verpfliehtet, die Netzanbindung der Offshore-Wind- 
parks zu übernehmen. Hierdureh ist erstmals eine 
Optimierung der Netzanbindungen der versehiedenen 
Offshore-Windparks möglieh. Wurden bei den bisherigen 


Planungen jeweils eigene Leitungen vom Netzknoten an 
Land zu den versehiedenen OffshoreWindparks vorgese- 
hen, so fördert die heutige reehtliehe Grundlage grund- 
sätzlieh die Mögliehkeit einer konzentrierten und effi- 
zienteren Anbindung mehrerer Offshore-Windparks. 
Hierdureh erfolgt nieht nur eine Reduzierung der volks- 
wirtsehaftliehen Kosten, sondern aueh eine Minimierang 
der Auswirkungen auf Natur und Umwelt. 

Die damit verbundene Idee eines den Küsten vorgelager- 
ten Netzes, an dessen Netzknoten die einzelnen Offshore- 
Windparks angebunden werden, kann auf dieser Grund- 
lage nun umgesetzt werden. Dureh den Regierungsent- 
wurf eines Gesetzes zur Besehleunigung des Ausbaus der 
Höehstspannungsnetze vom 18. Juni 2008, der im Okto- 
ber 2008 in erster Lesung im Bundestag behandelt wurde, 
soll aueh die Anreizregulierung dahingehend erweitert 
werden, dass ein solehes Netz sinnvoll als Gleiehstrom- 
netz geplant und gebaut werden kann. 

Im Einzelnen: 

- 2006 hat der Gesetzgeber mit dem Infrastrukturpla- 
nungsbesehleunigungsgesetz den Netzbetreibem die 
neue Aufgabe der Netzanbindung von Offshore-Wind- 
parks, mit deren Bau bis zum 31. Dezember 2011 be- 
gonnen wird, auferlegt; bis dahin war dies Aufgabe 
der Offshore-Windparkbetreiber. Das Gesetz sieht fol- 
gendes vor: 

- Verpfiiehtung zum Bau und Betrieb der Netzanbin- 
dung für den Überfragungsnefzbefreiber 

- Bundesweite Kostenumlage auf die Netznutzungs- 
entgelte 

Der Gesetzgeber hat damit die Grundlage für ein 
volkswirfsehafilieh effizienfes Nefzansehlusskonzepf 
aller Offshore-Windparks gesehaffen. 

- Im Jahr 2008 erfolgte mit der EEG-Novelle eine Ver- 
längerung der Frist zur Anbindung der Offshore- 
Windparks dureh den Netzbetreiber auf alle Offshore- 
Windparkbetreiber, mit deren Bau bis Ende 2015 be- 
gonnen wird (Änderung EnWG im Rahmen der No- 
velle zum EEG 2009). 

- Der Entwurf der Bundesregierung vom 18. Juni 2008 
für ein Gesefz zur Besehleunigung des Ausbaus der 
Höehst-sparmungsnefze^ sieht die Einführung eines 
Planfesfsfellungsverfahrens mif Konzenfrafionswirkung 
für Anbindungsleitungen von Offshore -Windenergie- 
anlagen vor, und zwar von der Grenze der 12sm-Zone 
bis zum landseitigen Verknüpfungspunkt mit dem 
Übertragungsnetz; für den dureh die AWZ verlaufen- 
den Absehnitt ist naeh wie vor ein eigenes Genehmi- 
gungsverfahren notwendig. 

- Im Juli 2008 hat die Bundesnetzagentur angekündigt, 
den Eigenkapitalzinssatz für Neuanlagen im Strom- 
nefzbereieh auf 9,29 Prozenf heraufzusefzen. Dies gilt 
aueh für die Nefzanbindung im Offshore-Bereieh. 


^ http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/Gesetz/gesetz-zur-be 
schleunigung-des-ausbaus-der-hoechstspannungsnetze,property= 
pdf,bereich=bmwi,sprache=dejwb=true.pdf 
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Im Ergebnis zeigt sieh aber, dass aufgrund der zum Teil 
nieht eindeutigen Kriterien zum Netzansehluss von Off- 
shore-Windparks, insbesondere bei angestrebten volks- 
wirtsehaftlieh sinnvollen Clusteranbi ndungen, eine er- 
hebliehe Verunsieherung auf Seiten der Netzbetreiber und 
Offshore-Windparkinvestoren besteht, die zu einer Ver- 
zögerung der Offshore-Entwieklung und zu volkswirt- 
sehaftlieh ineffizienten Lösungen fuhren kann. Die teilweise 
sehr sehwierigen Diskussionen zwisehen Netzbetreibem, 
der Bundesnetzagentur (BNetzA) und Betreibern von 
Offshore Windparks über die konkreten Netzansehlusszu- 
sagen der einzelnen Projekte haben ohne Frage zu einer 
Verunsieherung bei den Investoren geführt. Ohne die 
konkrete Zusage der Netzbetreiber ist eine Finanzierung, 
insbesondere bei Projektfinanzierungen, deutlieh sehwie- 
riger; dies führt zu Verzögerungen. Die Problemstellung 
hat die Bundesregierung erkannt und bemüht sieh deshalb 
gemeinsam mit der BNetzA naehdrüeklieh um Lösungen, 
die es ermögliehen, Investitionsunsieherheiten bei Netz- 
und Windparkbetreibem zu beseitigen und den Ausbau 
der für den Netzansehluss notwendigen Infrastruktur vor- 
anzutreiben. 

Die Bundesregierung wird mit der beabsiehtigten Aus- 
weisung der Vorranggebiete räumliehe Vorgaben maehen 
bzw. hat dies mit genehmigten Windparks außerhalb 
sehon getan und geht davon aus, dass entspreehend der 
Offshore-Strategie diese Gebiete aueh tatsäehlieh bebaut 
werden. 

Netzausbau (Energiewirtsehaftsgesetz - EnWG) 

- 2007 wurde die Anreizregulierungsverordnung be- 
sehlossen. Ab 2009 wird mit dem System der Anreiz- 
regulierung aueh ein neues Regime für Investitionen 
vorgesehen. Hier wird mit einer erhöhten Verzinsung 
des Eigenkapitals auf 9,29 Prozent für eine angemes- 
sene Rendite gesorgt. 

- Das Bundeskabinett hat am 18. Juni 2008 den Regie- 
rungsentwurf für ein Gesetz zur Besehleunigung des 
Ausbaus der Höehstspannungsnetze besehlossen. Der 
Gesetzentwurf ist Teil der Umsetzung des von der 
Bundesregierung besehlossenen Integrierten Energie- 
und Klimaprogramms. Dureh das Gesetz sollen die 
Rahmenbedingungen für den Ausbau der Stromüber- 
tragungsnetze verbessert werden. Der Gesetzesent- 
wurf enthält folgende zentrale Punkte: 

- Der vordringliehe Bedarf an Übertragungsleitun- 
gen wird in einem gesetzliehen Bedarfsplan festge- 
legt (TEN- und dena I-Trassen). Der Gesetzgeber 
stellt damit die energiewirtsehaflliehe Notwendig- 
keit dieser Projekte fest. Diese Feststellung ist für 
die zuständigen Behörden und Geriehte verbind- 
lieh. 

- Reehtswegverkürzung gegen Entseheidungen bei 
diesen vordringliehen Projekten auf eine Instanz. 
Reehtsstreitigkeiten werden erst- und letztinstanz- 
lieh dem Bundesverwaltungsgerieht zugewiesen. 

- Außerdem ermöglieht das Gesetz, im Rahmen von 
vier Pilotvorhaben Höehstspannungsleitungen in 


sensiblen Gebieten auf teehniseh und wirtsehaftlieh 
effizienten Teilabsehnitten als Erdkabel zu verle- 
gen. Auf diese Weise sollen Erfahrungen mit dem 
Einsatz von Erdkabeln im HöehstspannungsÜber- 
tragungsnetz gesammelt und eine Besehleunigung 
des Netzausbaus erreieht werden. 

- Teil dieses Gesetzentwurfs ist aueh eine Änderung der 
Anreizregulierung. Die Umlagefähigkeit für Gleieh- 
sfromübertragungssysfeme (HGÜ) naeh Süddeutseh- 
land wird hierdureh ermöglieht, soweit sie für einen 
effizienten und wirtsehaftlieh sinnvollen Netzbetrieb 
erforderlieh sind. Damit kann die Ableitung des Off- 
shoreStroms per Gleiehstrom nieht nur an die Küste, 
sondern bis in die Verbrauehszentren erfolgen. 

Genehmigungsverfahren und Raumordnung 

- Die Bundesregierung beabsiehtigt, das Planaufstel- 
lungsverfahren für den Raumordnungsplan Aussehließ- 
liehe Wirtsehaffszone noeh innerhalb der laufenden 
Legislaturperiode abzusehließen. Der Raumordnungs- 
plan siehert die Installation von über 1 1 000 Megawatt 
Offshore -Windenergieleistung planeriseh ab und leis- 
tet damit einen wiehtigen Beitrag zur Erreiehung der 
kurz- und mittelfristigen Ausbauziele der Bundes- 
regierung. Die Genehmigung von Windparks außer- 
halb der Vorranggebiete soll - abgesehen von den Na- 
tura 2000-Gebieten - weiterhin möglieh bleiben. Der 
Raumordnungsplan AWZ sehafft damit insgesamt die 
Grundlage für wehere Sehriffe, um die angesfrebfen 
25 000 Megawatt bis zum Jahr 2030 zu erreiehen. 

- Mit Stand 30. Juni 2008 wurden vom Bundesamt für 
Seesehifffahrf und Hydrographie (BSH) 21 Offshore- 
Windparks (Nordsee: 18, Osfsee: 3) genehmigU. Je 
naeh konkreter Ausgestaltung dieser Projekte können 
damit bereits rund 8 000 Megawatt installierter Leis- 
tung realisiert werden. Hinzu treten genehmigte Pro- 
jekte im Küstenmeer von Nord- und Ostsee (Nord- 
see: 2, Ostsee: 2). Weitere Windparks befinden sieh im 
Antragsverfahren. 

Schaffung eines breiten gesellschaftlichen Konsens 

Die frühzeitige Einbindung der wesentliehen Akteure so- 
wie der Öffentliehkeit in den Gesamtprozess bei der Klä- 
rung wiehtiger Fragen und Weiehenstellungen ist Be- 
standteil der Offshore-Strategie der Bundesregierung. 
Dies betrifft zum einen die spezifiseh bundesdeutsehe 
Aufteilung der Zuständigkeiten zwisehen Bund und Län- 
dern in den Genehmigungsverfahren für die Offshore- 
Windparks sowie deren Nefzanbindung, aber insbeson- 
dere aueh Fragen des Umwelt- und Natursehutzes und der 
Sehiffssieherheit. 

Im Jahr 2005 wurde auf Initiative und unter Moderation 
des BMU die Offshore-Stiflung („Stiftung der deutsehen 
Wirtsehafl zur Nutzung und Erforsehung der Windener- 


4 http://www.bsh.de/de/Das BSH/Presse/Pressearchiv/Pressemitteilungen 
2008/13-2008.jsp 
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gie auf See“^) von allen betroffenen Ländern, Branehen 
und Unternehmen, u. a. von den deutsehen Anlagenher- 
stellem und Energieversorgem, gegründet. Ziel war die 
Sehaffung einer parteiübergreifenden und unabhängigen 
Institution, die den Ausbau der Offshore-Windenergie un- 
terstützt, die versehiedenen Interessen bündelt und als 
Spraehrohr gegenüber der Öffentliehkeit, der Politik, der 
Wirtsehaft und der Wissensehaft auftritt. Der satzungs- 
gemäße Zweek der Stiftung ist - im Interesse des Kli- 
masehutzes und der Energieversorgungssieherheit - die 
Förderang einer naehhaltig-umweltverträgliehen Energie- 
gewinnung und -Versorgung dureh eine verbesserte Nut- 
zung der Windenergie auf See. Die ersten wesentliehen 
Aufgaben der Stiftung seit 2005 waren bisher: 

- Das Aufgreifen der Testfeld-ldee aus dem Jahr 2005 
dureh den Kauf der Genehmigungsreehte an einem be- 
reits genehmigten Windpark und die Mediation des 
Gesamtprozesses (Verpaehtung, Projektentwieklung, 
Vertrags Verhandlungen mit Herstellern). 

- Das Auftreten als politisehes Spraehrohr der Branehe 
bei der Novelliemng des EEG und bei dem laufenden 
Raumordnungsprozess sowie bei Fragen des Netzaus- 
baus. 

- Die erfolgreiehe Moderation der Netzanbindung von 
Offshore- Windparks für mind. 3 000 Megawatt über 
die Insel Norderney sowie dureh den Nationalpark 
Wattenmeer. 

- Eine verstärkte Öffentliehkeitsarbeit als parteiüber- 
greifende und unabhängige Institution. 

Zukünftig steht speziell die Öffentliehkeitsarbeit im Fo- 
kus der Stiftung, um in der Gesellsehaft ein breites Ver- 
ständnis für die Fragen der Energieversorgung und im 
speziellen der Nutzung der Offshore-Windenergie zu 
sehaffen, um eine hohe Akzeptanz zu erreiehen. 

Bisher nieht ausreiehend gelungen ist die Vernetzung 
zwisehen der „klassisehen“ maritimen Wirtsehaft sowie 
der Branehe der Offshore-Windenergie. ln diesem Be- 
reieh gilt es die mögliehen Synergieeffekte und gemein- 
samen wirtsehaftliehen Perspektiven stärker zu transpor- 
tieren und eine engere Kooperation zu erreiehen. 

Erprobung und Erforschung der Offshore- 
Windenergie 

Der Ausbau der Windenergie in Deutsehland wird unter- 
stützt dureh die konsequente Forsehungsfördemng des 
BMU. Der Sehwerpunkt der Windenergieforsehung liegt 
aktuell auf dem Offshore-Bereieh. BMU trägt damit der 
Strategisehen Bedeutung der Windenergie für den Ausbau 
der emeuerbaren Energien sowie den teehnologisehen 
und Ökologisehen Herausfordemngen im Offshore-Be- 
reieh Reehnung. 

Eine besondere Rolle beim Ausbau der Windenergienut- 
zung im Offshore-Bereieh spielt das Offshore-Testfeld al- 
pha ventus. Das BMU stellt für die Forsehung im Testfeld 


5 www.offshore-stiftung.de 


(RAVE - Researeh at alpha ventus) mnd 50 Mio. Euro 
über einen Zeitraum von fünf Jahren bereit. Die Ergeb- 
nisse werden der gesamten Offshore-Entwieklung zugute 
kommen. 

Gefördert werden aueh die Forsehungsplattformen in 
Nord- und Ostsee (FINO), die wertvolle Erkenntnisse zur 
Nutzung der Windenergie im Offshore-Bereieh liefern. 

FINO 1 ist seit 2003 in der Nordsee in Betrieb und findet 
in der internationalen Faehwelt große Beaehtung. Mit 
FINO 2 wurde 2007 die erste Forsehungsplattform in der 
Ostsee in Betrieb genommen und in 2008 würde mit dem 
Bau von FINO 3 in der Nordsee, etwa 80 km westlieh von 
Sylt, begonnen. Auf allen FINO-Plattformen werden um- 
fangreiehe Forsehungsaktivitäten durehgeführt. 

ln der ökologisehen Begleitforsehung geht es vor allem 
dämm, den Ausbau der Windenergie auf See umweit- und 
naturverträglieh zu gestalten. Daher werden bereits im 
Vorfeld mögliehe Auswirkungen von Windenergieanla- 
gen auf den Vogelzug und auf Rastvögel, auf Meeres- 
säuger, auf die Tier- und Pflanzenwelt des Meeresbodens 
sowie auf Fisehe untersueht. Neben Untersuehungen in 
der deutsehen Nord- und Ostsee wird im Rahmen einer 
deutseh-dänisehen Forsehungskooperation aueh in den 
dänisehen Offshore- Windparks Homs Rev und Nysted 
geforseht. Weiterhin werden mögliehe Maßnahmen zur 
Verringemng von negativen Auswirkungen (z. B. zur 
Sehallminimiemng beim Bau der Anlagen) entwiekelt 
und erforseht. 

Marktentwicklung in Deutschland 

Das Gesamtinvestitionsvolumen, das sieh allein aus den 
Zielen der Offshore-Strategie der Bundesregierang ablei- 
ten lässt, wird auf bis zu 100 Mrd. Euro gesehätzt. Dies 
umfasst Investitionen in Offshore- Windparks und deren 
Netzanbindung, Bereiehe der maritimen Installations-, 
Serviee- und Dienstleistungsbranehe sowie Hafeninfra- 
straktur. 

Nieht nur für den heimisehen Offshore-Markt, gerade 
aueh in Bezug auf den Export von Teehnologien zur Er- 
riehtung von Offshore-Windparks werden enorme Poten- 
ziale gesehen. Zum Vergleieh: Die Exportquote im Onshore- 
Windenergiebereieh liegt derzeit bei über 80 Prozent. 

Die Zahl der Besehäftigten in den Unternehmen der deut- 
sehen Windbranehe liegt mittlerweile bei über 80 000. 
Eine Fallstudie hat ergeben, dass mit dem Bau von zwei 
Offshore-Windparks in der Ostsee allein in der Region 
Rostoek über 1 000 Arbeitsplätze entstehen können. Mit 
der Entwieklung der deutsehen Offshore-Windenergie- 
nutzung ist ein Besehäftigungseffekt von insgesamt zu- 
sätzlieh 20 000 bis 30 000 Arbeitsplätzen zu erwarten. 
Dabei werden insbesondere in straktursehwaehen Gebie- 
ten Besehäftigungsperspektiven liegen. Offshore-Wind- 
energienutzung ist Teil einer wirtsehaflspolitisehen Vision, 
die als eines der größten Konjunktur- und Innovations- 
programme für die deufsehen Küsfenländer befraehtef 
werden kann. 
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In allen Küstenländern wird der Ausbau der Offshore- 
Windenergie als große Entwieklungsehance mit anspruehs- 
vollen und zukunftsweisenden Aufgaben für Wirtsehaft 
und Verwaltung gesehen. Für die Umsetzung dieser Auf- 
gaben haben versehiedene Akteure in den jeweiligen Län- 
dern regionale Kompetenznetzwerke gegründet. So sind 
in Bremen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein und 
Mecklenburg- Vorpommern entsprechende Informations- 
plattformen für Know-how im Bereich der Offshore- 
Windenergie entstanden, die Anlagenherstellem, Montage- 
untemehmen, Zulieferbetrieben, Unternehmen der Hafen- 
wirtschafl, des Schiffsbaus und der Logistik den Aus- 
tausch von Informationen und Erfahrungen ermöglichen. 

Einige Hafenstandorte können bereits auf Erfahrungen in 
ihrem Engagement im Bereich des Windenergiemarktes 
zurückgreifen. So wird von deutschen Häfen seit langem 
der internationale Windenergiemarkt bedient, die ersten 
Anlagen der 5 -Megawatt-Klasse wurden von deutschen 
Häfen aus verschifft, Offshore -Windmessmasten verladen 
und der Bau der drei vom BMU geförderten Forschungs- 
plattformen FINO I bis III organisiert. Weitere Vorberei- 
tungsmaßnahmen der Länder wurden im Bereich der Be- 
reitstellung und Förderung geeigneter Infrastruktur über 
die Auswahl, Planung und Ausweisung geeigneter Flä- 
chen für Hafen- und Produkfionssfandorte sowie der För- 
derung wissenschaftlicher Kompetenzen durchgeführt. 

Die geplante Nutzung der Offshore- Windenergie erfor- 
dert eine Weiterentwicklung der Anlagentechnik und Be- 
triebsführung sowie eine Optimierung der Anlagenmon- 
tage und Logistik. Meerestiefen von bis zu 40 m, große 
Entfernungen zur Küste und starke physikalische Belas- 
tungen durch Wind, Wellen, Strömung sowie hoher Salz- 
gehalt der Luft stellen große Herausforderungen an Fun- 
damente, die Kapselung der Gondel und verwendete 
Materialien; aufwändig sind auch der Transport der gro- 
ßen Strommengen ans Festland sowie Wartungs- und Ser- 
vicearbeiten. 

Deutsche Windenergieanlagenhersteller haben deshalb 
Anlagen entwickelt, die speziell für den Einsafz auf hoher 
See geeignef sind. Mit der Offshore-Variante der 2,5 Mega- 
watt leistungsstarken N 90 verfügt Nordex über die erste 
Anlage, die bereits unter offshoreähnlichen Bedingungen 
vom Schiff aus installiert wurde. Mit der erfolgreichen 
Errichtung von zwei Anlagen von REpower 5M vor der 
Küste Englands, von vier Anlagen von Multibrid M5000 
am Standort Bremerhaven und von drei Anlagen von 
Bard Engineering in Emden und Hooksiel sind deutsche 
Windenergieanlagenhersteller heute weltweit die Vor- 
reiter in der Entwicklung und Produktion von hochseetaug- 
lichen Windenergieanlagen der 5-Megawatt-Klasse. Im Jahr 
2007 hat die Serienproduktion der REpower- und Multi- 
brid- Anlagen in Bremerhaven und von Bard Engeneering in 
Cuxhaven begonnen. Damit schaffen diese Unternehmen 
langfristig ausgerichtete Arbeitsplätze in einer bisher 
strukturschwachen Region. 

Die Zuliefererindustrie im Bereich Windenergie ist über 
ganz Deutschland breit verteilt, wobei speziell die Zen- 


tren des Maschinen- und Anlagenbaus insbesondere in 
Nordrhein- Westfalen und Baden-Württemberg im Bin- 
nenland von der Entwicklung profitieren. 

Neben den attraktiven wirtschaftlichen Perspektiven und 
enormen Entwicklungschancen, die sich aus der Offshore- 
Windenergienutzung ergeben, bieten sich Offshore- Wind- 
parks darüber hinaus als integratives Element von Schutz- 
und Sicherheitskonzepten an, um die Verkehrssicherheit 
auf See zu erhöhen. Hierzu soll das „Schutz- und Sicher- 
heitskonzept Deutsche Bucht“ weiterentwickelt werden. 

Ausblick und Handlungsbedarf für den Standort 
Deutschland 

In Dänemark, Großbritannien und den Niederlanden wurden 
bereits in den vergangenen Jahren kontinuierlich Offshore- 
Windenergieprojekte umgesetzt. Die im Vergleich zu den 
in Deutschland genehmigten Projekten vergleichsweise 
günstigeren Rahmenbedingungen hinsichtlich Wasser- 
tiefe und Küstenentfemung sowie der z. T. deutlich höhe- 
ren Vergütungen haben den Markt im Offshore -Bereich in 
diesen Ländern anspringen lassen. Dies spiegelt sich u. a. 
auch in den dort aufgebauten Produktions- und Installa- 
tionskapazitäten wider, wodurch der Standort Deutsch- 
land deutlichen Nachholbedarf hat. So sind bereits erste 
Aufträge im Bereich der Gründung von Offshore- Wind- 
energieanlagen für deufsche Projekfe ins europäische 
Ausland vergeben worden. 

Mit den gesetzlichen Rahmenbedingungen in den Berei- 
chen Vergütung, Netzanbindung und -ausbau sowie dem 
Regime für Genehmigung und Raumordnung sind in 
Deufschland die Vorraussefzungen für den Beginn der 
Offshore-Entwicklung in der deufschen AWZ geschaffen. 
Dies wird in den verschiedenen Invesfifionsenfscheidun- 
gen in allen Offshore-Bereichen (Anlagenbau, Errich- 
tungslogisfik, Service und Wartung) deutlich. Mit dem 
Aufbau ausreichender Produktionskapazitäten in allen 
Bereichen der Wertschöpfungskette ab 2008/2009 kann 
gerechnet werden, wenn das Problem des Investitions- 
staus durch die aktuelle Finanzkrise kurzfristig gelöst 
werden kann. 

Insbesondere das von der Bundesregierung beschlossene 
Konjunkturprogramm, das Schwerpunkte in den Berei- 
chen der emeuerbaren Energien sowie der Mittelstands- 
förderung sefzf, muss kurzfristig zum fragen kommen. 
Der Bau erster Produktionsstandorte für Offshore- Wind- 
energieanlagen isf bereifs abgeschlossen, andere befinden 
sich noch im Bau. Weitere Investitionsentscheidungen für 
den Bau weiferer Produktionssfäffen (Roforblatffertigung, 
Fundamenfe efc.) wurden getroffen bzw. stehen kurz vor 
ihrer Entscheidung. 

Darüber hinaus wird sich die Bundesregierung gemein- 
sam mit der BnetzA nachdrücklich um Lösungen bemü- 
hen, die es ermöglichen, Investitionsentscheidungen bei 
Netz- und Windparkbetreibem zu beseitigen und den 
Ausbau der für den Netzanschluss notwendigen Infra- 
struktur voranzutreiben. 
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Da sich die Entwicklung erst in einem Anfangsstadium 
befindet, bedarf es dennoch einer intensiven Begleitung 
auf nationaler und europäischer Ebene. 

Auf nationaler Ebene erfolgt ein Monitoring durch ver- 
schiedene Maßnahmen und Akteure, so dass ggf entste- 
hender Handlungsbedarf kurzfristig erkannt und umge- 
setzt werden kann. Im Folgenden wird kurz aufgezeigt, 
wie Deutschland diesen MonitoringProzess sicherstellen 
wird: 

- Begleitung der ersten Projekte, speziell des Offshore- 
Testfelds alpha ventus durch ein umfassendes For- 
schungsprogramm des BMU, das auch Fragen der 
Netzintegration umfasst. 

- Weitere Vernetzung und damit auch Verbesserung des 
Informationsaustausches der Forschungsaktivitäten auf 
europäischer Ebene durch die vom BMU ins Leben 
gerufene Forschungskooperation zwischen Dänemark 
und Deutschland, die mittlerweile auch Schweden um- 
fasst. 

- Die Akteure der Offshore-Branche (Industrie, Bundes- 
regierung, Küstenländer, Wissenschaft und For- 
schung) werden unter Berücksichtigung der bereits 
bestehenden Netzwerke (Gremien, Konferenzen, 
Netzwerke) sämtliche relevanten Punkte diskutieren 
sowie ggf weiterentwickeln. 

- Das BMU stellt im Rahmen seiner Federführung eine 
Bewertung der Entwicklung durch die Beauftragung 
unabhängiger Gutachter laufend sicher. Spätestens 
nach Realisierung der ersten Projekte in 2010/2011 
wird das BMU u. a. im Rahmen des dann anstehenden 
Erfahrungsberichts zum EEG die Offshore-Strategie 
in geeigneter Form bewerten und fortschreiben. 

- Im Auftrag des BMU führt die dena ein Netzausbau- 
monitoring durch, das den jeweils aktuellen Stand der 
Realisierung des notwendigen Netzausbaus auf der 
Höchstspannungsebene darstellt und bewertet. 

- Kurzfristig begleitet das BMU intensiv die Probleme 
der Beschaffung von Fremdkapifal im Rahmen von 
Projektfinanzierungen aufgrand der aktuellen Finanz- 
marktsituation. 

Im Rahmen der 6. Nationalen Maritimen Konferenz sol- 
len folgende Themen erörtert werden: 

- Offshore-Ausbauziel 2030: Standbein für Klimaschufz, 
Energie und Marifime Wirtschaft, 

- Anforderungen an den Wirtschaftsstandort Deutsch- 
land im internationalen Vergleich, 

- Analyse und Bewertung der kurz- und mittelfristigen 
Entwicklung und 

- Handlungsempfehlungen. 

VII. Maritime Sicherheit und 
Meeresumweltschutz 

Deutschland ist Handels- und Schifffahrtsnation, Küsten- 
und Hafenstaat und zugleich ein wichtiger Standort für 


Technologie, Innovation, Meeresforschung und Touris- 
mus. Dies bedeutet gleichzeitig große Verantwortung für 
den Schufz der Meere insbesondere der Nord- und Osf- 
see. 

Daraus - auch und gerade im Zusammenhang mif den 
umweltpolitischen Herausforderangen - resultieren große 
Chancen für die deutsche Meeresforschung und die mari- 
time Wirtschaft. 

Klima- und Umweltschutz in der Seeschifffahrt 

ln den letzen zwei Jahren wurden seitens der Schifffahrt 
international die Anstrengungen zur Verbesserung des 
Meeresumweltschutzes zum Erhalt des einzigartigen 
Ökosystems Meer intensiviert. Neben Umweltbelastun- 
gen für das Meer tritt zunehmend der Ausstoß von Luft- 
schadstoffen und klimarelevanten Gasen in den Vorder- 
grund. ln der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation 
IMO wurden erhebliche Verbesserungen zur Absenkung 
des Ausstoßes von Luftschadstoffen vereinbart. Nun wird 
der Augenmerk auf den Beitrag der Seeschifffahrt im Kli- 
maschutz gelegt. Die Bundesregierung erachtet baldige 
Fortschritte im zuständigen Umweltausschuss (MEPC) 
der IMO als erforderlich, so dass in Zusammenarbeit mit 
den Gremien der Klimarahmenkonvention der Vereinten 
Nationen wirksame Maßnahmen verabschiedet werden 
können. Die nächste Gelegenheit bietet sich auf der 
59. Sitzung des Ausschusses im Juli in London. 

Die Bundesregierung hat sich bezüglich der angesproche- 
nen Luftschadstoffe in der Internationalen Seeschiff- 
fahrts-Organisation IMO erfolgreich für die Umsfellung 
vom schwefelreichen Schweröl auf saubere Treibsfoffe 
eingesefzf. ln wenigen Jahren sollen auch auf Seeschiffen 
nur noch schwefelarme Bunkeröle, also Diesel oder an- 
dere Desfillafe, verwende! werden dürfen. Dies isf der 
wichtigsfe Beschluss der 58. Sitzung des Meeresumwelt- 
ausschusses der IMO, die vom 6. bis 10. Oktober 2008 in 
London stattfand. Einstimmig sind die 168 Mitglied- 
staaten der IMO in den entscheidenden Punkten einer 
Eingabe von Deutschland, Norwegen und Finnland gefolgt. 
So sollen Schiffe auf Nord- und Ostsee (so genannte 
Schwefelemissionsüberwachungsgebiete oder „SECAs“) 
ab dem Jahr 2015 nur noch mit Destillaten fahren dürfen. 
Weltweit werden vergleichbare Vorgaben 2020 einge- 
führt, die den Einsatz von Schweröl nur noch unter sehr 
begrenzten Voraussetzungen erlauben. 

Bisher können Schiffe weltweit mit einem Schwefelge- 
halt im Treibstoff fahren, der weit über den bei Landver- 
kehren geltenden Grenzwerten liegt. Erhebliche Emissio- 
nen von Schwefel, Stickoxiden und Partikeln sind die 
Folge. Es kann auch zu Meeresverschmutzungen durch 
ausgespülte Schwerölrückstände kommen. Neben den 
Luftschadstoffen haben insbesondere diese Rückstände 
zu Umweltschäden geführt. 

Die Umstellung auf sauberere Treibstoffe wird zu höhe- 
ren Bunkerkosten führen. Die Bundesregierung steht in 
einem strukturierten Dialog mit deutschen Reedern, um 
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die langfristigen Auswirkungen auf die Kurzstreckensee- 
verkehre innerhalb einer SEGA zu untersuchen. 

Gegenwärtig sind die Nord- und Ostsee als SEGA ausge- 
wiesen. Dies bringt bereits heute einen erheblichen Ge- 
winn für die Reinhaltung der Luft an deutschen Küsten 
und in deutschen Häfen. Die Bundesregierung setzt sich 
international dafür ein, dass weifere Gewässer einen sol- 
chen Sfatus erhalten. Insbesondere in den Gewässern der 
Europäischen Gemeinschaft sollten einheitliche Schutz- 
standards gelten. Die Europäische Kommission hat eine 
entsprechende Studie in Auftrag gegeben. 

Auch nach diesem Erfolg wird das Thema der Schadstoff- 
emissionen der Seeschifffahrt für die Bundesregierung 
weifer Priorifäf genießen. Sie begrüßf und unfersfüfzf Ini- 
tiafiven, einen Anschluss von im Hafen liegenden Schif- 
fen an das Landstromnefz zu ermöglichen. Bei einem sol- 
chen Anschluss muss der nofwendige Betriebssfrom nichf 
von Generatoren an Bord erzeugt werden. Die Bundesre- 
gierung hat bei der Europäischen Kommission einen An- 
trag auf Erteilung einer Ausnahmeermächtigung durch 
den Rat gemäß Artikel 19 der Richtlinie 2003/96/EG ein- 
gereicht, um in solchen Fällen eine Befreiung von der 
Stromsteuer zu gewähren. Im August 2008 ist im Lübe- 
cker Hafen die erste Anlage dieser Art in Deutschland in 
Betrieb genommen worden. Zudem setzt sich die Bundes- 
regierung international für eine Sfandardisierung der 
technischen Voraussetzungen solcher Anlagen ein, um 
die Kompatibilität und damit den Nutzen für die Schiff- 
fahrt zu erhöhen. 

Durch die Reduzierung des Schwefelausstoßes wird auch 
der Ausstoß an Staubpartikeln reduziert. Ein gesonderter 
Grenzwert für Staubpartikel ist jedoch nicht festgelegt 
worden. Außerdem hat die IMO auch die Einführung von 
niedrigen Grenzwerten für den Aussfoß von Stickoxiden 
von neugebauten Schiffen beschlossen. 

ln der IMO nehmen jetzt die Diskussionen über die Sen- 
kung von Treibhausgasen in der Seeschifffahrt den brei- 
testen Raum ein. Die Seeschifffahrt zählt zu den ver- 
gleichbar klimaverträglichen Verkehrsträgern, dennoch 
trägt sie wegen ihres Wachstums zunehmend zum Klima- 
wandel bei und muss den Ausstoß mindernde Maßnahmen 
ergreifen. Der Anteil der internationalen Seeschifffahrt 
am weltweiten Ausstoß des Treibhausgases Kohlendioxid 
beträgt nach aktuellen Schätzungen gegenwärtig rd. 3 Pro- 
zent. Die Bundesregierung beteiligt sich aktiv an den in- 
ternationalen Diskussionen und hat bereits die Einbezie- 
hung der Schifffahrt in den Emissionshandel als eines der 
geeigneten wirtschaftlichen Instrumente genannt, um 
Anreize zum Klimaschutz in der Seeschifffahrt zu schaf- 
fen. Ein entsprechendes Papier fand international Be- 
achtung. 

Die Bundesregierung erörtert die Thematik gegenwärtig 
noch mit der nationalen Schifffahrtsindustrie. Neben 
spürbar positiven Effekten für den Klimaschutz steht für 
die Bundesregierung ein möglichst hohes Maß an Wettbe- 
werb sneutralität im Mittelpunkt. Die Seeschifffahrt ist 
eine globale Branche, in der auch nur global geltende Re- 


geln eine effektive Wirkung versprechen. Eine Ausnahme 
für bestimmte Flaggen oder regionale Lösungen könnten 
zu unerwünschten Ausflaggungen führen, ln Folge des- 
sen würde die Zahl der Schiffe, die den Regeln zum Kli- 
maschufz unterworfen wären, abnehmen, und sich der 
Nutzen für das Klima weifer reduzieren. 

Eine Ausnahme von Enfwicklungsländem, wie sie im 
Klimaschutzregime der Vereinten Nationen für landsei- 
tige Emissionsquellen anerkannt ist, wäre für einen inter- 
nafionalen Verkehrsträger nicht geeignet. Außerdem soll- 
ten die zukünftigen Regelungen zum Klimaschutz in der 
Seeschifffahrt nicht dazu führen, dass eine Verlagerung 
auf andere, abgasintensivere Verkehrsträger durch das 
Absenkungssystem erfolgt. Es ist deswegen zu prüfen, 
wie die Entwicklungsländer, zu denen in diesem Kontext 
zum Beispiel auch Ghina und Indien zählen, überzeugt 
werden können, Vorschläge in Bezug auf geeignete Maß- 
nahmen zu unterstützen. 

Parallel laufen auch die Diskussionen in den Gremien der 
UN-Klimarahmenkonvention. Die Bundesregierung setzt 
sich auch dort für eine weifergehende Berücksichtigung 
der Seeschifffahrt in das zukünftige Klimaregime ein. 
Eine auch in Übereinkommen festgelegte Arbeitsteilung 
zwischen IMO und der Weltklimakonferenz kann ein ge- 
eigneter Weg sein. 

Neben wirtschaftlichen Instrumenten werden internatio- 
nal auch technische und betriebliche Maßnahmen zur Re- 
duzierung des Energieverbrauchs an Bord erörtert. Diese 
Maßnahmen können sich sowohl auf den Hauptantrieb, 
auf die Hilfsmotoren als auch auf andere, an Bord benö- 
tigte Energie beziehen. 

Die Bundesregierung beteiligt sich an diesen Diskussio- 
nen und verfolgt dabei das Ziel, belastbare Vorgaben zu 
entwickeln, die sicherstellen, dass Fragen der Energie- 
effizienz beim Schiffsentwurf und beim Schiffbau be- 
rücksichtigt werden. Gleichzeitig sollen diese aber den 
Werften ausreichend Spielraum belassen, damit das 
Schiff die für den späferen Einsafz erforderlichen Voraus- 
sefzungen erfüllen kann. Befriebliche Maßnahmen zur 
Steigerung der Energieeffizienz sollten im Wege von 
Richtlinien und „best practices“ ausgetauscht werden. 

Die Bundesregierung steht in engem Kontakt mit der 
deutschen Industrie, die schon viele interessante Ansätze 
zur Absenkung des Energieverbrauchs verfolgt, unter an- 
derem der Einsatz von Windenergie. Die Bundesregierung 
hat hier Forschungsvorhaben finanziert, die zu internatio- 
nal beachteten Ergebnissen geführt haben. Zu erwähnen 
ist u. a. das von der Bundesregierung und der Industrie 
gemeinsam finanzierte Projekt „edships“, das neben vie- 
len anderen Einsatzmöglichkeiten für die Brennsfoffzel- 
lenfechnik die Verwendung der Brennstoffzelle an Bord 
von Schiffen erforscht. Deutschland ist in der schifffahrt- 
bezogenen Umwelttechnologie weltweit führend. Es isf 
Ziel der Bundesregierung, diese Position zu stärken. 

Auch die Fortschritte auf internationaler und nationaler 
Ebene zur Vermeidung der Einführ gebiefsfremder Tier- 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-27- 


Drucksache 16/11835 


arten durch das Ballastwasser von Seeschiffen sind her- 
vorzuheben. Der Umweltausschuss der IMO hat eine Ar- 
beitsgruppe mit der Ausarbeitung von Detailregelungen 
beauftragt, die as 2004 verabschiedete entsprechende in- 
ternationale Übereinkommen ergänzen. Das Bundesamt 
für Seeschifffahrt und Hydrographie hat als erste Behörde 
weltweit eine Typenzulassung für ein in Deutschland ent- 
wickeltes Ballastwasserbehandlungssystem erteilt. Diese 
Anlagen können nun dem internationalen Recht entspre- 
chend auf Schiffen eingebaut werden. Dies ist ein wichti- 
ger Schritt, um das Einschleppen gebietsfremder Tiere 
und Organismen durch Schiffsballastwasser zu reduzie- 
ren. 

Durch Hinterlegung der Ratifikationsurkunde am 20. Au- 
gust 2008 ist Deutschland dem Internationalen Überein- 
kommen zum Verbot umweltschädlicher Schiffsanstriche 
beigetreten („Anti-Fouling Convention“). Das Überein- 
kommen wurde somit am 20. November 2008 in 
Deutschland rechtsverbindlich. 

Sicherheit des Seeverkehrs 

Nach Erstellung des Betriebs- und Evaluierungskonzep- 
tes konnte das Gemeinsame Lagezentrum See (GLZ-See) 
als operativer Kern des Maritimen Sicherheitszentrums 
(MSZ) am 1. Januar 2007 den vorläufigen Wirkbetrieb 
aufnehmen. Damit wurde ein bedeutender Meilenstein 
auf dem Weg zum MSZ erreicht. Eine bedarfsgerechte 
Unterbringung des MSZ und die Ausstattung mit moder- 
ner Einsatzleittechnik wird nun bis Ende 2011 angestrebt. 

ln Bezug auf den Schutz vor äußeren Gefahren hat die 
Bundesregierung bereits der Europäischen Kommission 
mitgeteilt, in Deutschland die nationalen Seeverkehre und 
die ihnen dienenden Hafenanlagen nicht dem interna- 
tionalen Vorschriflenregime (insbes. Verordnung (EG) 
725/2004 in Verbindung mit dem ISPS-Code) zu unter- 
werfen. 

Anstelle dessen sollen auf der Grundlage von den zustän- 
digen Stellen erstellter Bewertungen der Sicherheitsrisi- 
ken Eigensicherungsmaßnahmen für Seeschiffe im natio- 
nalen Verkehr auf der Basis nationalen Rechts getroffen 
werden; analog dazu wollen die Länder für die Hafenan- 
lagen, die in ihrer alleinigen Zusfändigkeif liegen, unfer 
Berücksichtigung der jeweiligen Örtlichkeiten Regelun- 
gen treffen, welche ausreichende Sicherung dieser Ver- 
kehre gewährleisten. 

Integrierte deutsche Meerespolitik 

Im Rahmen einer integrierten deutschen Meerespolitik 
strebt die Bundesregierung verbesserte Rahmenbedingun- 
gen für alle meeresbezogenen Sektoren an. Ein entspre- 
chender „Entwicklungsplan Meer“ soll die meerespoliti- 
schen Interessen Deutschlands bündeln und Maßnahmen, 
Instrumente und Projekte entwickeln, um die Wertschöp- 
füng und Beschäftigung der maritimen Wirtschaft zu 
erhöhen bei gleichzeitiger Wahrung der Ziele des Meeres- 
umweltschutzes. Die Bundesländer, die maritimen Wirt- 


schafts- und Umweltverbände sowie die Gewerkschaften 
werden dazu konsultiert. 

Die von der Bundesregierung angestrebte integrierte 
Meerespolitik fügt sich ein in die „Integrierte Meerespoli- 
tik für die Europäische Union“, wie sie von der Euro- 
päischen Kommission im gleichnamigen Blaubuch und 
Akfionsplan vom 10. Okfober 2007 vorgeschlagen und 
anschließend vom Europäischen Raf und Europäischen 
Parlament grundsätzlich begrüßt worden ist. Die Bundes- 
regierung hat die französische EU-Ratspräsidentschaft 
aktiv bei der Umsetzung des Aktionsplans unterstützt und 
eigene Initiativen zur nationalen Interessenwahmehmung 
ergriffen. 

Die Bundesregierung setzt sich auf allen geeigneten und 
relevanten Handlungsebenen für die Efablierung einer in- 
fegrierfen Politik für die Meere ein. Das Ziel isf, Schulz 
und Nutzung der Meere in ein ausgeglichenes Verhältnis 
zu bringen. 

So hat die Bundesregierung die Erarbeitung der Europäi- 
schen Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL), welche 
den Schutz der Meere in den Vordergrund stellt und die 
Erreichung eines guten Zustandes der Meeresumwelt bis 
2020 erstrebt, maßgeblich mit gestaltet. 

Die MSRL legt den Ökosystemansatz zugrunde und folgt 
dem integrierten Politikansatz. Sie ist am 15. Juli 2008 in 
Kraft getreten, und wird ihre Wirkung über den reinen 
Meeresschutzgedanken hinaus entfalten, denn die Bun- 
desregierung ist erfolgreich dafür eingetreten, dass die 
Europäische Meeresstrategie einschließlich der daraus 
entwickelten MSRL die Umweltsäule der Europäischen 
Meerespolitik bildet. 

Mit der europäischen Ebene ist die des regionalen Mee- 
resschutzes eng verknüpft. Deutschland ist Mitglied der 
beiden Regionalkooperationen OSPAR (Nordostatlantik) 
und HELCOM (Ostsee). HELCOM hat im November 
2007 den HELCOM Baltic Sea Action Plan (BSAP) ver- 
abschiedet. 

Die Bundesregierung hat die Verhandlungen maßgeblich 
mit bestimmt und damit die Entwicklung dieses Instru- 
ments, das sich auf die Bekämpfung der vier wesentli- 
chen Bedrohungen des Ökosystems Ostsee (Eutrophie- 
rung, Biodiversitätsverlust, Einleitung gefährlicher Sfoffe 
sowie Umwelfauswirkungen maritimer Aktivitäten) kon- 
zentriert, aktiv gefördert. Der BSAP gilt als Pilotprojekt 
in Europa; es handelt sich um den ersten regionalen Ak- 
tionsplan wie ihn die MSRL für alle Meeresregionen in 
Europa fordert. 

Mit der Verabschiedung der Nationalen Strategie für die 
nachhaltige Nutzung und den Schutz der Meere (Natio- 
nale Meeresstrategie) am 1 . Oktober 2008 hat die Bun- 
desregierung den vorläufig letzten Baustein einer inte- 
grierten Politik für die Meere aus dem Blickwinkel des 
Meeresschufzes vorgelegf. 

Die Sfrafegie beschreib! ein ausgewogenes Gesamfkon- 
zepf, das besondere nationale Interessen und Kompeten- 
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zen herausarbeitet und nationale Politikziele definiert, 
Wege zu deren Erreichung aufzeigt und konkrete Hand- 
lungsvorschläge, verbunden mit Zeithorizonten, formu- 
liert. Dabei wird aufgezeigt, wie nationale inhaltliche und 
politische Interessen mit den sich aus der internationalen, 
aber vor allem der europäischen und regionalen Zusam- 
menarbeit ergebenden Verpflichtungen, in angemessener 
Weise verknüpft werden. 

So erfüllt die Nationale Meeresstrategie u. a. die Forde- 
rung der Europäischen Meeresstrategierichtlinie, zur Er- 


reichung der Ziele nationale Strategien auf der Grundlage 
des Ökosystemansatzes zu entwickeln, die ein integriertes, 
sektorübergreifendes Schutzkonzept umsetzen, um die 
nachhaltige Nutzung unserer Meere heute und durch künf- 
tige Generationen zu ermöglichen. Das auf europäischer 
Ebene vereinbarte Modell der unmittelbaren Einbezie- 
hung der MSRL als Umweltsäule in die Europäische Mee- 
respolitik wird analog angewandt. Die Nationale Meeres- 
strategie ist ein wichtiger Baustein der Bundesregierung 
für die zukünftige integrierte deutsche Meerespolitik. 
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